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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

als Umsetzung eines entsprechenden BDV-Beschlusses legt der VCD hiermit die Broschüre über die rechtli-
chen Einflussmöglichkeiten des VCD im Verkehrs- und Planungsrecht vor. Sie soll vor allem den Aktiven vor 
Ort in Ihren Bemühungen um umweltfreundliche Mobilität eine Hilfe sein. Ein ganz besonderer Dank gilt 
dabei Rechtsanwalt Karsten Sommer aus Berlin, der dieses Werk im Auftrag des VCD-Bundesvorstandes 
verfasst hat. Als Experte in diesem Bereich war er bereit, diese Ausarbeitung für eine Aufwandsentschädi-
gung zu erstellen, die uns eine Umsetzung überhaupt erst ermöglicht hat. Unter Zugrundelegung normaler 
anwaltlicher Stundensätze wäre dieses Projekt für uns nicht zu stemmen gewesen.

Selbst als Jurist ist man erstaunt über die wirklich vielfältigen rechtlichen Einflussmöglichkeiten im Be-
reich Verkehrs- und Planungsrecht. Bei aller rechtlichen Entfaltungsmöglichkeit darf aber nicht außer Acht 
gelassen werden, dass die hier aufgezeigten Wege oft anstrengend, langwierig und eventuell auch kosten-
intensiv sind. Das sollte aber niemanden abschrecken, diese Wege zu gehen, denn das verkehrspolitisch 
lohnende Ziel, Mobilität und Umweltschutz in Einklang zu bringen, rechtfertigt nahezu jeden Aufwand. 
Recht bedeutet oft Kampf. Aber im Kampf für eine sinnstiftende, der Allgemeinheit nützenden Sache darf 
man auf ein Zitat des Rechtsgelehrten Rudolf von Jhering (1818-1892) verweisen: „Der Kampf ums Recht 
ist die Poesie des Charakters.“

In diesem Sinne wünsche ich allen Leserinnen und Lesern im Namen des VCD-Bundesvorstandes eine 
interessante Lektüre und viele Impulse für die rechtlich qualifizierte Einflussnahme zur Umsetzung unserer 
Ziele. 

Berlin, November 2015

Andreas Hagenkötter 
VCD-Bundesvorstand
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Aufgabenstellung

Der Verkehrsclub Deutschland e.V. – VCD – ist nicht allein „klassischer“ Verkehrsclub. Er versteht sich als 
Gegengewicht zu Verbänden, die vorwiegend die Interessen der motorisierten Verkehrsteilnehmer/innen 
vertreten. Er ist daher auch als Umweltverband im Sinne des Umweltrechtsbehelfsgesetzes anerkannt und 
als solcher in einer Vielzahl von Verwaltungs-verfahren im Umweltbereich zu beteiligen. Mit dem sperrigen 
Wort Umweltrechtsbehelfsgesetz ist ein Teil des Problems schon beschrieben: Das geltende Recht ist recht 
sperrig, spricht nicht unbedingt die gleiche Sprache wie diejenigen, die es betrifft. In diesem Sinne soll diese 
Ausarbeitung eine Art Übersetzungshilfe sein. Die Übersetzung wird hier versucht über eine Einführung in 
Informations- und Beteiligungsrechte, einen Überblick in tabellarischer Form und erläuternde Hinweise zu 
einzelnen Verfahren. 

Die Studie ist breit angelegt. Sie soll ein möglichst großes Spektrum von Verfahren im Verkehrs- und 
Planungsrecht und deren jeweiligen Beteiligungsvorschriften auf möglichst übersichtliche Weise erfassen. 
Gegenstand der Studie sind:
•	 Informationsrechte und Übersicht über Verwaltungsverfahren
•	 Planfeststellungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprüfung – Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, 

rechtliche Überprüfung
•	 Nahverkehrspläne 
•	 immissionsschutzrechtliche Genehmigungen – Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, rechtliche Überprü-

fung
•	 Bebauungsplan und Flächennutzungsplan - Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, rechtliche Überprüfung
•	 Weitere Planwerke nach Baurecht: Integrierte Stadtentwicklungskonzepte, Stadtentwicklungspläne, 

Städtebauförderung - Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, rechtliche Überprüfung
•	 Raumordnungsverfahren - Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, rechtliche Überprüfung
•	 weitere Instrumente: Umweltstrafrecht, Fachaufsichtsbeschwerde, Dienstaufsichtsbeschwerde

Soweit Landesrecht in die Betrachtungen einzubeziehen ist, erfolgt die Darstellung beispielhaft anhand 
einzelner landesrechtlicher Vorgaben. 

Um die für die Handhabung erforderliche Übersichtlichkeit herzustellen, wird die Studie untergliedert in 

•	 einen allgemeinen Teil (besonders Informationsrechte, Beteiligung in Verwaltungsverfahrensgesetz 
und Fachgesetzen, Rechtsschutzmöglichkeiten),

•	 eine tabellarische Darstellung als Überblick über die Beteiligung in den einzelnen Verfahren und zum 
Nachschlagen der einschlägigen Vorschriften,

•	 eine Kurzdarstellung der jeweiligen Verfahrensabläufe mit den Schwerpunkten Beteiligung und 
Rechtsschutzmöglichkeiten sowie

•	 eine Darstellung weiterer in Planungsverfahren möglicherweise relevanter Einflussmöglichkeiten der 
Öffentlichkeit (Beschwerden, Anzeigen etc.).
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1. Allgemeiner Teil

1.1 Allgemein zur Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren

Die Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren ist in einer Reihe von Vorschriften 
geregelt. Einige prägende Eigenarten werden im Folgenden dargestellt.

•	 Das deutsche Recht kennt Planungsverfahren, Zulassungsverfahren und Verfahren, die sowohl Pla-
nung, wie auch Zulassung sind. Planungsverfahren sind etwa die Aufstellung von Raumordnungs-
plänen, von Landes- und Regionalplänen, von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen (kommunale 
Bauleitplanung), Nahverkehrsplänen, wasserrechtlichen Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaf-
tungsplänen. Zulassungsverfahren sind etwa die Erteilung einer Baugenehmigung, einer wasserrecht-
lichen oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Planfeststellungsverfahren, wie sie für den 
Neu- und Ausbau von Infrastruktur (Straßen, Bahnstrecken, Wasserstraßen, Flughäfen u.a.) häufig 
erforderlich sind, sind Planungs- und Zulassungsverfahren. Planungsentscheidungen sind stets durch 
eine Abwägung aller im Einzelfall relevanten Belange (Interessen) gekennzeichnet. Bei Zulassungs-
entscheidungen ist das unterschiedlich: Im Rahmen der Erteilung einer Baugenehmigung oder einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung findet eine Abwägung nicht statt. Die Genehmigung ist 
regelmäßig zu erteilen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, sogen. gebundene Entschei-
dung. Ausnahmen (Ermessensentscheidung bei der Genehmigung sogen. nicht privilegierter Vorhaben 
im baurechtlichen Außenbereich) bestätigen die Regel. Andere Zulassungen und Anordnungen (etwa 
wasserrechtliche Erlaubnisse, naturschutzrechtliche Ausnahmen und Befreiungen, Verkehrsbeschrän-
kungen nach § 45 der Straßenverkehrsordnung etc.) stehen stets im sogen. Ermessen der Behörde: 
sie hat alle betroffenen Belange zu ermitteln und in ihre Ermessensentscheidung nach ihrem jeweiligen 
Gewicht im Einzelfall einzustellen. Schließlich gibt es noch Vorschriften, nach denen die zuständige 
Behörde eine Zulassung erteilen oder auch versagen „soll“. In solchen Fällen steht der Behörde ein 
Ermessen zu, dass aber für den Regelfall durch die „Soll“-Formulierung gesteuert ist (sogen. intendier-
tes Ermessen). Schließlich gibt es noch die Aufstellung von Plänen (Raumordnungs-, Landesplanungs-, 
Regionalplänen, Bauleitplänen usw.) und Zulassungsentscheidungen, die zugleich Planung sind wie die 
Planfeststellung. Hier muss die zuständige Stelle bei der sogen. Abwägung alle betroffenen Belange 
ermitteln und nach ihrem Gewicht im Einzelfall in die Entscheidung einbeziehen – ähnlich der Ermes-
sensausübung, nur sind regelmäßig mehr Belange betroffen. Um herauszufinden, welchen Charakter 
die jeweils relevante Entscheidung hat und ob von der Behörde verlangt werden kann, etwas in die 
Abwägung oder Ermessensausübung einzubeziehen, ist die Rechtsgrundlage zu ermitteln und die 
Formulierung daraufhin zu überprüfen, ob eine „Kann“- (Ermessen), „Soll“- (intendiertes  Ermessen) 
oder „Ist-zu-erteilen“- (gebundene Entscheidung) Entscheidung zu treffen oder gar eine Planung (Ab-
wägung) zu gestalten ist.

•	 Manche Planungs- und Zulassungsentscheidung enthält zugleich alle sonst für das Vorhaben erforderli-
chen Zulassungen, typischerweise etwa der Planfeststellungbeschluss, aber auch die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung, in manchen Ländern auch die Baugenehmigung (sogen. Konzentrationswir-
kung). Andere Zulassungen, Genehmigungen etc. sind dann nicht mehr erforderlich, sondern mit dem 
Planfeststellungsbeschluss bereits erteilt. Die Genehmigungsvoraussetzungen – etwa für den Eingriff in 
Natur und Landschaft, für eine Waldumwandlung etc. – müssen aber im Rahmen der Planfeststellung 
geprüft werden.

•	 Vorrang des Fachrechts bzw. Fachplanungsrechts: Das Fachrecht oder Fachplanungsrecht regelt 
jeweils bereichsspezifisch entweder die Beteiligung vollständig oder es regelt Besonderheiten für das 
jeweilige Verfahren und verweist im Übrigen auf das allgemeine Verfahrensrecht, regelmäßig das 
Verwaltungsverfahrensgesetz. Es gilt der Grundsatz, dass die spezielleren Regelungen der Fachgesetze 
den allgemeineren Regelungen der Verwaltungsverfahrensgesetze vorgehen. Enthalten die spezielleren 
Vorschriften keine einschlägige Vorgabe, ist das allgemeinere Verwaltungsverfahrensrecht anwendbar. 
Daneben stehen etwa die Vorschriften der Naturschutzgesetze über die Beteiligung in naturschutz-
rechtlich geprägten Verfahren, insbesondere im Bereich des Rechtsschutzes auch die des Umwelt-
rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG).
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•	 Verwaltungsverfahrensgesetze (kurz: VwVfG) gibt es für den Bund und für jedes einzelne Bundesland. 
Das VwVfG des Bundes gilt für Verwaltungsverfahren der Bundesbehörden (z.B. Eisenbahn-Bundes-
amt, Bundeswasserstraßenverwaltung). Für die Verwaltungsverfahren, die von Landes- und Kommu-
nalbehörden in den einzelnen Bundesländern durchgeführt werden, gilt das VwVfG des jeweiligen 
Bundeslandes.

•	 Die maßgeblichen Vorgaben der Fachgesetze werden in den Darstellungen zu den einzelnen Verfahren 
dargestellt.

Aus den VwVfG seien einige allgemeine und für das Verhältnis von Verfahrensbeteiligten und verfahrens-
führender Behörde grundlegend bedeutsame Regelungen noch erwähnt:

§ 10		  Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine besonderen Rechtsvor-
schriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen.

§ 21 VwVfG 	Besorgnis der Befangenheit

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu recht-
fertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in 
einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von die-
sem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. …

§ 24 VwVfG	 Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlun-
gen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.

§ 25 VwVfG	 Beratung, Auskunft

(1) Die Behörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stellung von Anträgen oder die Berichtigung von 
Erklärungen oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis 
unterblieben oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft 
über die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden Pflich-
ten. …

(3) Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur unwe-
sentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können, die betroffene 
Öffentlichkeit frühzeitig über die Ziele des Vorhabens, die Mittel, es zu verwirklichen, und die vor-
aussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens unterrichtet (frühe Öffentlichkeitsbeteiligung). Die frühe 
Öffentlichkeitsbeteiligung soll möglichst bereits vor Stellung eines Antrags stattfinden. Der betroffenen 
Öffentlichkeit soll Gelegenheit zur

Äußerung und zur Erörterung gegeben werden. Das Ergebnis der vor Antragstellung durchgeführten 
frühen Öffentlichkeitsbeteiligung soll der betroffenen Öffentlichkeit und der Behörde spätestens mit der 
Antragstellung, im Übrigen unverzüglich mitgeteilt werden. …

Beispiel: Der Neubau oder Ausbau einer Autobahn ist in § 17 und §§ 17a – 17e des Bundesfernstraßengesetzes 
geregelt, die wiederum auf die §§ 72 – 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) verweisen. Letzteres 
sind die allgemeinen Regelungen des VwVfG über das Planfeststellungsverfahren, ein für Neu- und Ausbau von 
Autobahnen grundsätzlich erforderliches förmliches Planungs- und Zulassungsverfahren. Zu diesen allgemeinen 
Regelungen enthalten die §§ 17a – 17e FStrG wiederum Spezialregelungen, die den allgemeinen Regelungen der 
§§ 72 – 78 VwVfG vorgehen. Die Vorschriften sind daher nebeneinander zu lesen. Wo immer das FStrG Regelun-
gen enthält, ist dieses anzuwenden, nicht das VwVfG.
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§ 29 VwVfG	 Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit 
deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist.

§ 27a 		 Öffentliche Bekanntmachung im Internet

(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche oder ortsübliche Bekanntmachung angeordnet, soll die Be-
hörde deren Inhalt zusätzlich im Internet veröffentlichen. Dies wird dadurch bewirkt, dass der Inhalt der 
Bekanntmachung auf einer Internetseite der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich gemacht 
wird. Bezieht sich die Bekanntmachung auf zur Einsicht auszulegende Unterlagen, sollen auch diese über 
das Internet zugänglich gemacht werden. Soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes geregelt ist, ist der 
Inhalt der zur  Einsicht ausgelegten Unterlagen maßgeblich.

(2) In der öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachung ist die Internetseite anzugeben.

1.2 Bedeutung der UVP-Richtlinie der EU und der Aarhus-Konvention für die Öffentlich-
keitsbeteiligung

Europäisches Recht beeinflusst inzwischen in vielerlei Art und Weise das deutsche Recht – im Bereich der 
Beteiligung von Öffentlichkeit und Verbänden und des Rechtsschutzes deutlich zugunsten von Öffent-
lichkeit und Verbänden. Beispielhaft ist das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 15.10.2015 
in der Rechtssache der Kommission gegen Deutschland (C-137/14) zu erwähnen, mit dem der EuGH 
die deutschen Regelungen zum Ausschluss von Einwendungen, die im Planfeststellungsverfahren nicht 
(rechtzeitig) erhoben wurden, auch im Gerichtsverfahren für EU-Rechtswidrig erklärt hat. Mit dieser Ent-
scheidung sind ab sofort die deutschen Präklusions- (Einwendungsausschluss-)Regelungen nicht mehr für 
das gerichtliche Verfahren anzuwenden. Verbände und Mitglieder der sogen. betroffenen Öffentlichkeit 
können gegen Vorhaben, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, nunmehr auch dann gericht-
lich vorgehen, wenn sie keine oder nicht die im Gerichtsverfahren entscheidenden Einwendungen bereits 
im Verwaltungsverfahren erhoben haben. Allerdings bleiben die Präklusions- (Einwendungsausschluss-)
Regelungen weiter im Verwaltungsverfahren anwendbar. § 73 Abs.4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) 

„(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbehörde oder bei der Gemein-
de Einwendungen gegen den Plan erheben. (…) Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.“

und andere sogen. Präklusionsregelungen sind nach dem Urteil des EuGH ab sofort so zu interpretieren, 
dass der Einwendungsausschluss nur für das weitere Verwaltungsverfahren, also etwa für einen Erörte-
rungstermin, nicht aber für ein nachfolgendes gerichtliches Verfahren gilt. Das gilt ungeachtet der Tatsa-
che, dass Deutschland die betroffenen Regelungen nach der Entscheidung des EuGH (noch) nicht geändert 
hat. Hier kommt der allgemeine Grundsatz des Vorrangs des EU-Rechts zum Tragen: nationalstaatliche 
Regelungen, die mit EU-Recht nicht vereinbar sind, dürfen nicht angewandt werden. Soweit EU-Recht 
ausreichend bestimmt ist, wird es dann direkt angewendet.

Eine weitere Entwicklung zugunsten von Beteiligung und Rechtsschutz sei hier wegen ihrer grundlegenden 
Bedeutung noch erwähnt:

Mit der Aarhus-Konvention haben sich die Mitgliedstaaten der EU auf Mindeststandards für die drei Berei-
che

•	 Zugang zu Umweltinformationen

•	 Öffentlichkeitsbeteiligung und

•	 Zugang zu den Gerichten

verständigt.
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Der Europäische Gerichtshof hat in einem Urteil vom 8.3.2011 – C-240.09 - entschieden, dass die Gerichte 
der Mitgliedstaaten gehalten sind, 

„das Verfahrensrecht in Bezug auf die Voraussetzungen, die für die Einleitung eines verwaltungsbe-
hördlichen oder gerichtlichen Überprüfungsverfahrens vorliegen müssen, so weit wie möglich im Ein-
klang sowohl mit den Zielen von Art. 9 Abs. 3 dieses Übereinkommens als auch mit dem Ziel eines 
effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes für die durch das Unionsrecht verliehenen Rechte auszulegen, 
um es einer Umweltschutzvereinigung zu ermöglichen, eine Entscheidung, die am Ende eines Verwal-
tungsverfahrens ergangen ist, das möglicherweise im Widerspruch zum Umweltrecht der Union steht, 
vor einem Gericht anzufechten.“

In Deutschland wurden die drei sogenannten Säulen der Aarhus-Konvention – das Recht auf Umweltinfor-
mation, die Öffentlichkeitsbeteiligung bei bestimmten Tätigkeiten und der Zugang zu den Gerichten - in 
dem Umweltinformationsgesetz vom 22.12.2004, dem Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz vom 9.12.2006 
und dem Umweltrechtsbehelfsgesetz vom 7.12.2006 umgesetzt. Dass das Umweltrechtsbehelfsgesetz den 
Rechtsschutz unzulässig eingeschränkt hat, ist inzwischen entschieden und das Gesetz geändert. 

Noch immer hat die Aarhus-Konvention entscheidende Auswirkungen auf die Auslegung und Anwendung 
auch des deutschen Rechts:

•	 Eine Reihe nationaler Gerichte haben zwischenzeitlich eine Klagebefugnis insbesondere von Umwelt-
verbänden aus Art.9 Abs.3 der Aarhus-Konvention abgeleitet (vgl. HessVGH, Beschluss vom 14. Mai 
2012, NUR 2012, 493 ff, der allgemein auf das Aarhus-Übereinkommen Bezug nimmt.; VG Wiesba-
den, Urteile vom 10. Oktober 2011 – 4 K 757/11.WI – und vom 16. August 2012 – 4 K 165/12.WI 
– jeweils juris; VG München, Urteil vom 09. Oktober 2012 – M 1 K 12.1046 – juris; OVG Rheinland-
Pfalz, Beschluss vom 6.2.2013 - 1 B 11266/12 -; VG Augsburg vom 13.2.2013 - Au 2 S 13.143 -; vgl. 
auch Berkemann, Die unionsrechtliche Umweltverbandsklage des EuGH, DVBl. 2011, 1253 ff.).

•	 Es bleibt in jedem Einzelfall zu prüfen, ob dort, wo das nationale Recht keine hinreichende Information, 
keine hinreichende Öffentlichkeitsbeteiligung und/oder keinen hinreichenden Zugang zu den Ge-
richten gewährt, weitere Ansprüche aus der Aarhus-Konvention abzuleiten sind. Zu prüfen ist, ob die 
Mindestvorgaben des Art.6 der Aarhus-Konvention eingehalten sind:
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„Artikel 6 Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungen über bestimmte Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei 

a) wendet diesen Artikel bei Entscheidungen darüber an, ob die in Anhang I aufgeführten geplanten 
Tätigkeiten zugelassen werden; 

b) wendet diesen Artikel in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht auch bei Entschei-
dungen über nicht in Anhang I aufgeführte geplante Tätigkeiten an, die eine erhebliche Auswirkung 
auf die Umwelt haben können. Zu diesem Zweck bestimmen die Vertragsparteien, ob dieser Artikel 
Anwendung auf eine derartige geplante Tätigkeit findet; …

(2) Die betroffene Öffentlichkeit wird im Rahmen umweltbezogener Entscheidungsverfahren je nach 
Zweckmäßigkeit durch öffentliche Bekanntmachung oder Einzelnen gegenüber in sachgerechter, recht-
zeitiger und effektiver Weise frühzeitig unter anderem über folgendes informiert: 

a) die geplante Tätigkeit und den Antrag, über den eine Entscheidung gefällt wird; 

b) die Art möglicher Entscheidungen oder den Entscheidungsentwurf; 

c) die für die Entscheidung zuständige Behörde; 

d) das vorgesehene Verfahren, einschließlich der folgenden Informationen, falls und sobald diese zur 
Verfügung gestellt werden können: 

i) Beginn des Verfahrens; 

ii) Möglichkeiten der Öffentlichkeit, sich zu beteiligen; 

iii) Zeit und Ort vorgesehener öffentlicher Anhörungen; 

iv) Angabe der Behörde, von der relevante Informationen zu erhalten sind, und des Ortes, an dem die 
Öffentlichkeit Einsicht in die relevanten Informationen nehmen kann; 

v) Angabe der zuständigen Behörde oder der sonstigen amtlichen Stelle, bei der Stellungnahmen oder 
Fragen eingereicht werden können, sowie der dafür vorgesehenen Fristen und 

vi) Angaben darüber, welche für die geplante Tätigkeit relevanten Informationen über die Umwelt 
verfügbar sind;

e) die Tatsache, daß die Tätigkeit einem nationalen oder grenzüberschreitenden Verfahren zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung unterliegt. 

(3) Die Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung sehen jeweils einen angemessenen zeitlichen Rahmen 
für die verschiedenen Phasen vor, damit ausreichend Zeit zur Verfügung steht, um die Öffentlichkeit 
nach Absatz 2 zu informieren, und damit der Öffentlichkeit ausreichend Zeit zur effektiven Vorberei-
tung und Beteiligung während des umweltbezogenen Entscheidungsverfahrens gegeben wird. 

(4) Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, zu dem 
alle Optionen noch offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann.“
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1.3 Informationsrechte

Umfassende Informationen sind die Grundlage, um die Öffentlichkeit in Planungs- und Genehmigungs-
verfahren effektiv beteiligen, den Beteiligten und Betroffenen zu ermöglichen, die eigene Meinung zu 
bilden und qualifiziert zu vertreten. Die behördliche Praxis im Umgang mit Informationen und Informati-
onsanträgen aus der Bevölkerung und auch von Abgeordneten ist sehr unterschiedlich. Noch immer spielt 
die Unsicherheit, ob Informationen offengelegt werden dürfen, eine große Rolle beim häufig restriktiven 
Umgang von Behörden mit Informationen. Andere kennen und respektieren die gesetzlich garantierten In-
formationsrechte der Bürgerinnen und Bürger und Verbände und gewähren die Informationen auch zügig 
und zweckmäßig.

Grundsätzlich sollten Informationen, die nicht allgemein verfügbar sind oder durch Einsicht vor Ort ohne 
weiteres zu beschaffen, bei den jeweils über die Information verfügenden Behörden und sonstigen Stellen 
schriftlich beantragt und der Schriftwechsel zu Dokumentationszwecken (sollte es später zum Streit kom-
men) aufbewahrt werden.

Die beste Möglichkeit, in Planungsunterlagen Einsicht zu nehmen, ist während der Auslegungsfristen. Zu 
dieser Zeit werden zumindest die wichtigsten Unterlagen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. In diese, 
aber auch den allergrößten Teil der weiteren Unterlagen kann Einsicht (oder auch die Überlassung von 
Ablichtungen) verlangt werden, wobei die Informationsrechte in Deutschland auf eine ganze Reihe von 
Gesetzen verteilt sind. Von Bedeutung sind insbesondere:

•	 Das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG): Nach § 27a VwVfG (zitiert oben S. 7) sollen etwa Plan-
feststellungsunterlagen auch über das Internet bekannt gemacht und zugänglich gemacht werden. Da 
es sich um eine „Soll“-Vorschrift handelt, muss die verfahrensführende Behörde die Unterlagen auch 
im Internet zugänglich machen, es sei denn, es gibt gewichtige Gründe, im Einzelfall davon abzuwei-
chen.

•	 Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) gibt in § 9 Mindestvorgaben für die 
Bekanntmachung der Auslegung von Planunterlagen wie auch für die auszulegenden Unterlagen vor. 
Danach sind u.a. alle Unterlagen über die Umweltverträglichkeit des Vorhabens bekannt zu machen 
und auch öffentlich auszulegen. Diese Mindestvorgaben werden bisher in der deutschen Rechtspraxis 
ganz überwiegend ignoriert und sind z.B. für die Planung von Autobahnen und Bundesstraßen erst-
malig in den Planfeststellungsrichtlinien 2015 berücksichtigt worden, in vielen anderen Bereichen bis 
heute nicht. Die ersten höchstrichterlichen Entscheidungen zu der ständigen  rechtswidrigen Verwal-
tungspraxis sind in Kürze zu erwarten (Stand Oktober 2015).

•	 Das Umweltinformationsgesetz regelt die Gewährung von Umweltinformationen durch Bundesbe-
hörden (wie dem Eisenbahn-Bundesamt, der Bundeswasserstraßenverwaltung etc). Die Länder haben 
entsprechende Gesetze für den Zugang zu Informationen der Landes- und Kommunalbehörden, die 
in vielen Fällen im Wesentlichen auf das Umweltinformationsgesetz des Bundes verweisen. Inhalt und 
Verfahren werden noch genauer dargestellt.

•	 Informationsansprüche nach den  Umweltinformationsgesetzen gehen allgemeinen Informationsan-
sprüchen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informatio-
nen des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz – IFG vom 5. September 2005, BGBl. I S. 2722) vor, das 
wiederum das Erlangen von Informationen, die nicht Umweltinformationen sind, von Bundesbehörden 
regelt und neben den Informationsfreiheitsgesetzen der Länder steht, die den Informationszugang bei 
Landes- und Kommunalbehörden regeln. In Bund und Ländern sind jeweils die Datenschutzbeauftrag-
ten auch zu Beauftragten für die Informationsfreiheit gemacht worden, die auf ihren Internetseiten (für 
den Bundesbeauftragten www.bfdi.bund.de) Informationen zur Informationsfreiheit veröffentlichen. 
Verfahren und Ablehnungsgründe sind im IFG dem UIG nachgebildet. Antragsformulare hält etwa die 
Bremer Landesbeauftragte auf Ihrer Internetseite bereit: http://www.informationsfreiheit.bremen.de/
sixcms/media.php/13/Antragsformular_IFG.pdf

•	 Geodaten werden nach dem Gesetz über den Zugang zu digitalen Geodaten (Geodatenzugangsge-
setz – GeoZG; Geodatenzugangsgesetz vom 10. Februar 2009 (BGBl. I S. 278), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 7. November 2012 geändert worden ist und der Umsetzung der Richtlinie 2007/2/
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EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodatenin-
frastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE-Richtlinie) (ABl. L 108 vom 25.4.2007, S. 1) in 
deutsches Recht dient) öffentlich zur Verfügung gestellt. Geodaten sind alle Daten mit direktem oder 
indirektem Bezug zu einem bestimmten Standort oder geografischen Gebiet (§ 3 Abs.1 GeoZG).  Das 
GeoZG regelt u.a. die Einrichtung eines öffentlich über das Internet zugänglichen Geodatenportals und 
die Mindestanforderungen an die Informationsmöglichkeiten über das Portal. Das vom Bundesamt 
für Kartografie und Geodäsie geführte Geoportal des Bundes ist über www.geoportal.de aufzurufen. 
Alle Bundesländer verfügen über entsprechende Regelungen und Internetpräsenzen. Da die Daten 
allgemein über das Internet zugänglich sind, bedarf es keiner Antragsverfahren. Beschränkungen des 
Datenzugangs sind nach Maßgabe von § 12 GeoZG zum Schutz bestimmter öffentlicher und privater 
Interessen möglich.

•	 Daneben stehen bereichsspezifische Regelungen wie das Verbraucherinformationsgesetz (Gesetz zur 
Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation, Verbraucherinformationsgesetz, 
VIG, in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2166, 2725)“.

•	 Vereinzelt haben auch schon Gemeinden eigene Informationszugangssatzungen erlassen (vgl. etwa 
Satzung zur Regelung des Zugangs zu Informationen in weisungsfreien Angelegenheiten der Stadt 
Leipzig - Informationsfreiheitssatzung (IFS) vom 12. 12. 2012, Leipziger ABl Nr. 2 vom 26. 1. 2013).

•	 Schließlich sind auch im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht Informationsrechte verankert, etwa 
in § 29 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)(im Wortlaut soeben wiedergegeben).

Nach dem IFG und den entsprechenden landesrechtlichen Regelungen hat jede Bürgerin und jeder Bürger 
das Recht, unabhängig von eigener Betroffenheit die Akten von Behörden und Einrichtungen des Bundes 
bzw. des jeweiligen Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände einzusehen. Dies gilt regelmäßig, 
soweit nicht überwiegende öffentliche oder private Interessen nach den jeweils im Gesetz angeführten 
Gründen entgegenstehen oder andere Rechtsvorschriften bereichsspezifische Regelungen für einen unbe-
schränkten Personenkreis enthalten. Insbesondere das Umweltinformationsgesetz enthält für die Informa-
tion im Zusammenhang mit umweltrelevanten Vorhaben und Planungen regelmäßig vorrangige Regelun-
gen. Soweit andere Regelungen nicht vorgehen, muss das Recht auf Akteneinsicht bzw. Information in der 
Regel bei der aktenführenden Behörde beantragt werden. Auskünfte zur Akteneinsicht und Information 
erteilen die Büros der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit (siehe etwa: http: //
www.lda.brandenburg.de). Die Beauftragten sind mit ihren informativen Internetpräsenzen nicht nur wich-
tige Informationsquelle zum Informationszugang. Sie sind zugleich auch Beschwerdestelle, wenn Informati-
onen nicht oder nicht in der gesetzlich vorgesehenen Form gewährt werden.

Das im Bereich von Planungs- und Genehmigungsverfahren für umweltrelevante Vorhaben wichtigste 
Gesetz ist das Umweltinformationsgesetz (UIG). Die Umweltinformations-Richtlinie der EU (RL 90/313/
EWG) begründete 1990 einen freien Zugang zu Umweltinformationen. Nachdem die Umsetzung in 
Deutschland mit dem Umweltinformationsgesetz (UIG) 1994 vom Europäischen Gerichtshof mehrfach als 
europarechtswidrig beanstandet wurde, wurde das UIG 2001 geändert und schließlich in Umsetzung der 
Aarhus-Konvention und der neuen Umweltinformations-Richtlinie 2003/4/EG im Jahre 2004 neu gefasst. 
Dabei hat der Bund sein Umweltinformationsgesetz auf informationspflichtige Stellen des Bundes (Verwal-
tung und Privatpersonen, soweit sie umweltbezogene öffentliche Aufgaben wahrnehmen/Dienstleistungen 
erbringen, wie z.B. die Unternehmen der Deutschen Bahn) beschränkt. Die Länder haben daher seit eini-
gen Jahren eigene Umweltinformationsgesetze, die aber häufig im Wesentlichen auf das Umweltinforma-
tionsgesetz des Bundes verweisen oder diesem nachgebildet sind. Soweit es sich um Umweltinformationen 
handelt, sind die allgemeineren Informationsfreiheitsgesetze nicht anwendbar. Zweck der Umweltinforma-
tionsgesetze ist es, den freien Zugang zu den bei den Behörden vorhandenen Informationen über die Um-
welt sowie die Verbreitung dieser Informationen zu gewährleisten und die grundlegenden Voraussetzun-
gen festzulegen, unter denen derartige Informationen zugänglich zu machen sind. Es können prinzipiell alle 
Privatpersonen, Vereine, Bürgerinitiativen etc. Anträge bei einer mit Umweltaufgaben betrauten Behörde 
stellen. Der Antrag muss so konkret gestellt werden, dass die Behörde erkennen kann, welche Unterlagen 
notwendig sind. Diese können zum Beispiel Gutachten, Stellungnahmen, Umweltdaten oder Unterlagen zu 
geplanten oder durchgeführten Maßnahmen sein. Der Antragsteller kann wählen, in welcher Form (durch 
Akteneinsicht, als Kopie oder digital) er die Informationen erhalten möchte, sofern dies für die Behörde 
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möglich ist und nicht unzumutbaren Aufwand erzeugt. Es können Gebühren erhoben werden, deren (vor-
aussichtliche) Höhe bei der zuständigen Behörde erfragt werden kann. Eine „Kurzanleitung für die Infor-
mationsbeschaffung nach UIG“ gibt die folgende Übersicht:

Voraussetzungen: 

Anspruch kann erheben: natürliche und juristische Personen (e.V., GmbH etc. Personen, Bürgerinitiati-
ven etc.) (BVerwG v. 25. 03.1999 – 7 C 21.98 – ZuR 1999, 277), auch Bürgerinitiativen, wenn hinrei-
chend verfestigt und  Gemeinden, wenn ihr Selbstverwaltungsrecht berührt ist (Bundesverwaltungsge-
richt, Urteil vom 21.02.2008 – 4 C 13.07 -).

Anspruch richtet sich gegen 

•	 Behörden mit (zumindest auch) Umweltaufgaben, z.B. jede Zulassungsbehörde für umweltrelevan-
te Vorhaben,

•	 Privatpersonen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben im Bereich des Umweltschutzes wahrnehmen 
und der Aufsicht von Behörden unterstellt sind (z.B. Unternehmen der Deutschen Bahn, Flugha-
fengesellschaften).

Anspruch richtet sich auf Umweltinformationen

Begriff der Umweltinformationen ist weit auszulegen (Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 17.6.1998 
– Rs. C-321/96 – und Urteil vom 12.6.2003 – Rs. C-316.01 -; Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 
25.3.1999 – 7 C 21.98 – und Urteil vom 21.02.2008 – 4 C 13.07 -). Gutachten, Stellungnahmen, Da-
ten über die Umwelt, über Umweltbeeinträchtigungen (Lärm, Schadstoffe, Erschütterungen etc.), über 
umweltrelevante Maßnahmen/Programme etc., z. B. auch finanzielle Förderung von Anlagen (BVerwG 
v. 25.03.1999 – 7 C 21.98 – ZuR 1999, 277 gegen OVG Lüneburg v. 19.11.1997 – 7 L 5672.96 – ZuR 
1998, 85), über die Finanzierung des Vorhabens und auch die Finanzkraft des Vorhabenträgers (Bun-
desverwaltungsgericht, Urteil vom 21.02.2008 – 4 C 13.07 -). Alle Informationen im Zusammenhang 
mit umweltrelevanten Maßnahmen sind Umweltinformationen. Es kommt nicht darauf an, ob eine 
einzelne Unterlage für sich genommen Umweltinformationen enthält (OVG Berlin-Brandenburg, Be-
schluss vom 14.5.2012 – 12 S 12.12 – juris Rz. 8;  BVerwG, Urteil vom 24. September 2009 – 7 C 2.09 
– juris, Rz. 32; OVG Münster, Urteil vom 1. März 2011 – 8 A 3357.08 – juris, Rz. 58)

Anspruch auf antragsgemäße Bescheidung

Antragsteller/in wählt die Form der Informationen (Akteneinsicht, Übersendung in Kopie/auf Diskette 
etc.) soweit nicht unzumutbar (BVerwG v. 06.12.1996 – 7 C 64.95 – ZuR 1997, 87)

Antrag muss hinreichend bestimmt sein (gewünschte Info benennen/umschreiben!)

Ausschluss und Beschränkungen des Anspruchs

•	 wenn der Antrag offensichtlich missbräuchlich ist, z.B. der Antragsteller bereits über die Informati-
onen verfügt, nicht aber, wenn Informationen zur Vorbereitung eines Nachbarrechtsstreits bean-
tragt werden

•	 bei erheblicher Gefahr für die öffentliche Sicherheit u.ä.

•	 während strafrechtlichem/ordnungsbehördlichem Ermittlungs-/Gerichtsverfahren nicht während 
„einfachen“ verwaltungsrechtlichen Verfahren , § 6 Abs. 1

•	 bei Gefahr erheblicher Beeinträchtigung der Umwelt etc. 

•	 bei nicht abgeschlossenen/aufbereiteten Informationen, verwaltungsinternen Mitteilungen, Be-
ratungen (nicht hinsichtlich der Beratungsgegenstände, etwa Gutachten, Stellungnahmen, OVG 
Schleswig v. 15.09.1998 – 4 L 139/98 – NVwZ 1999, 670)
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bei Ablehnung oder Fristablauf ohne Entscheidung:

1.4 Hinweise zur Beteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren

In vielen Verwaltungsverfahren droht den Bürgerinnen und Bürgern der Ausschluss von Einwendungen, die 
nicht oder nicht innerhalb der bekannt gemachten Einwendungsfristen erhoben wurden (sogen. Präklusi-
on). Eine Einwendung bzw. Stellungnahme muss daher

•	 formgerecht und

•	 fristgerecht sein,

um den Betroffenen ihre Rechte im weiteren Planungs- oder Zulassungsverfahren, also beispielsweise bei 
einem Erörterungstermin zu erhalten.

•	 bei Beeinträchtigung von Privatinteressen durch Preisgabe personenbezogener Daten, geistigen 
Eigentums (Urheberrechte), als solcher erkenntlicher Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse (= „Alle 
auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, Umstände und Vorgänge sind, die nicht offenkundig 
sind und an deren Nichtverbreitung der Informationsinhaber ein berechtigtes Interesse hat. Ein 
solches Interesse besteht, wenn die Offenlegung der Information geeignet ist, exklusives tech-
nisches oder kaufmännisches Wissen den Marktkonkurrenten zugänglich zu machen und so die 
Wettbewerbsposition des Unternehmens nachteilig zu beeinflussen“, vgl. BVerwG, Urt. v. 24. 9. 
2009 – 7 C 2.09 – und Urteil vom 28.5.2009 – 7 C 18.08 -. Einzelfallprüfung! – keine „Ausrede“) 
– aber Ausnahmen bei Informationen über rechtswidrige Umweltbelastungen (VGH Mannheim v. 
10.06.1998 – 10 S 58.97 – ZuR 1999, 133); überwiegt das Informations- gegenüber dem Geheim-
haltungsinteresse, kann die Vorlage zugleich erforderlich sein (Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 21.02.2008 – 20 F 2.07 -).

•	 Bei Beschränkung der Ausschlussgründe auf Teile der Informationen: Anspruch auf die nicht aus-
geschlossenen Teile!, § 4 Abs. 2

Entscheidung

Frist: 	 1 Monat, bei komplizierten Angelegenheiten 2 Monate

Kosten: 	 nicht für Ablehnung, nicht zu hoch (EuGH v. 09.09.1999 – Rs. C 217/97 – ZuR 
2000, 16) (300,- DM für Prüfung und Übersendung von 7 Kopien zu hoch – VG Braunschweig v. 
05.08.1997 – 9 A 9448.98 – ZuR 1998, 159); nach Umweltinformationskostenverordnung (UIGKostV) 
des Bundes Ablehnung von Anträgen und auch mündliche und einfache schriftliche Auskünfte auch 
bei Überreichen von wenigen Ablichtungen kostenfrei; Gebührenobergrenze nach UIGKostV und in 
vielen Bundesländern 500 €, in Sachsen 1.000 €; dazu kommen evtl. Auslagen

Rechtsmittel

•	 Anspruch auf erneute Überprüfung auf Antrag, der an die Behörde zu richten ist,  die die Infor-
mation nicht oder nicht richtig erteilt hat (Antrag ist binnen Monatsfrist zu stellen, Entscheidung 
binnen Monatsfrist zu überprüfen)

•	 Widerspruch

•	 Klage: vor dem Verwaltungsgericht (kein Anwaltszwang)

Kosten in der Regel nach „Auffangstreitwert“, daher relativ geringes Kostenrisiko (VG Berlin v. 
17.09.1999 - 13 A 207.99 - )
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Die Ausdehnung des Einwendungsausschlusses (Präklusion) auf ein evtl. nachfolgendes gerichtliches Ver-
fahren verstößt gegen die UVP-Richtlinie der EU und ist nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) vom 15.10.2015 (C-137/14) seit dem 15.10.2015 jedenfalls für Vorhaben, die einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) bedürfen, nicht mehr anwendbar. Nachfolgende Ausführungen gelten daher 
nur noch für den Ausschluss im Verwaltungsverfahren selbst, nicht mehr für gerichtliche Verfahren gegen 
die Zulassung UVP-pflichtiger Vorhaben.

Formgerecht bedeutet hier inhaltlich ausreichend. Die Verwaltungsgerichte differenzieren:

•	 An eine sogen. „Laien-Einwendung“, die Einwendung der nicht anwaltlich vertretenen Bürgerin, 
werden geringere Anforderungen gestellt. So müssen Laien Naturschutzbelange zumindest erwähnt 
haben, um sie später weiter vortragen zu können. Andererseits verlangen Gerichte aber auch, dass der 
Bürger in seiner Einwendung konkret vorträgt, wenn etwa sein Außenwohnbereich in der schalltechni-
schen Untersuchung nicht berechnet wurde oder ein Stockwerk des Hauses bei der Berechnung über-
sehen wurde, also eine bis ins Detail gehende Auseinandersetzung mit den Fachgutachten. Das führt 
zu erheblichen Unsicherheiten darüber, was die sogen. Laien in ihrer Einwendung vortragen müssen. 

•	 Ist ein Bürger anwaltlich beraten und vertreten, werden höhere Anforderungen an die Einwendung 
gestellt. 

•	 An die Stellungnahmen und Einwendungen der anerkannten Umweltverbände werden wegen des 
den Verbänden unterstellten Sachverstands hohe Anforderungen gestellt. So soll ein Verband etwa die 
fehlende Berücksichtigung einer Tier- oder Pflanzenart oder eines Lebensraums nicht mehr vor Gericht 
rügen können, wenn das nicht bereits in der Stellungnahme erwähnt wurde.

Um den Anforderungen zu genügen, sollten in einem Planungs- und/oder Zulassungsverfahren auch orga-
nisatorische Vorkehrungen getroffen werden.

Für anerkannte Vereinigungen ist im Bundesnaturschutzgesetz und teilweise zusätzlich in den Landesnatur-
schutzgesetzen eine Mitwirkung bei bestimmten Planungs- und Zulassungsverfahren, an der Vorbereitung 
von Naturschutz-Verordnungen und anderen besonders naturschutzrelevanten Verfahren vorgesehen. Sie 
können sich gleichermaßen wie Behörden und andere Träger öffentlicher Belange an den Planungen betei-
ligen, indem sie sich dazu äußern. Für die Umweltverbände werden im folgenden Ablaufschema Hinweise 
zur Gestaltung des verbandsinternen Ablaufs in Beteiligungsverfahren gegeben, um immer wieder vor-
kommende Fehler zu vermeiden.

Für Bürgerinitiativen und Einzelpersonen gelten die Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung. Auch von 
ihnen wird aber verlangt, dass sie eine – nach ihren Möglichkeiten - „qualifizierte“ Stellungnahme bzw. 
Einwendung abgeben. Für sie können daher die Hinweise sinngemäß gelten.

Die Gemeinden müssen sich insbesondere in Planfeststellungsverfahren darüber klar werden, dass sie 
sowohl als Träger öffentlicher Belange wie auch als Betroffene (in ihrer Planungshoheit, in ihrem gemeind-
lichen Eigentum, in ihrer Eigenschaft als Träger von Einrichtungen, wie Kindergärten, Schulen, Altenheimen 
etc.) ihre Stellungnahme und Einwendung abgeben müssen. In Planfeststellungsverfahren fallen die Fristen 
für die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und die Einwendungen der Betroffenen häufig aus-
einander. Die Gemeinde muss dann zwei Fristen beachten. Für sie ist daher umso wichtiger, dass sie den 
verwaltungsinternen Ablauf so gestaltet, dass keine der Fristen versäumt wird. Auch für sie können daher 
die folgenden Hinweise sinngemäß gelten.
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Stellungnahmen/Einwendungen durch die anerkannten Naturschutz- und Umweltverbände 
– Empfehlungen zur Gestaltung des verbandsinternen Ablaufs

Eingang der Unterlagen bzw. Frist nach öffentli-
cher Bekanntmachung der Auslegung der Planun-
terlagen

Frist notieren, bei Eingang von Unterlagen Datum 
des Eingangs notieren

Unterlagen vollständig? wenn nicht, Unterlagen (schriftlich) nachfordern

Weitere Informationen oder Stellungsnahmen 
Dritter erforderlich?

z.B.

bei Betroffenheit von Schutzgebieten die Schutz-
gebietsverordnung

einschlägige Normen, Richtlinien, Verwaltungs-
vorschriften

Sachverständige befragen?

Stellungnahme formulieren

•	 geltend gemachte Rechte formulieren (z.B. 
auch Rechte an Grundstücken)

•	 alle möglicherweise relevanten Aspekte 
erwähnen (z.B. FFH-Richtlinie, Schutz von 
Lebensräumen und Arten so detailliert wie 
möglich, Prognose der zukünftigen Ent-
wicklung, Erwähnung von Fachartikeln und 
Referenzbeispielen)

•	 evtl. ergänzende Stellungnahme vorbehal-
ten, aber immer inhaltlich vortragen!

»» z.B. wenn die Unterlagen nicht vollstän-
dig eingesehen werden konnten

»» wenn noch Untersuchungen Kartierun-
gen etc. erforderlich

»» wenn Stellungnahmen Dritter ausstehen 

Akteneinsichts- und Informationsrecht aus den 
Informationsgesetzen, bes. dem Umweltinfor-
mationsgesetz, nutzen, die auch während eines 
laufenden Planungs- und Zulassungsverfahrens 
gelten

Stellungnahme frist- und formgerecht bei der 
anhörenden Stelle einreichen

Auf den Eingang bei der zuständigen Behörde bis 
zum Ablauf des letzten Tages der Frist kommt es 
an

Fristverlängerung nur wenn keine gesetzlichen 
Fristen laufen
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1.5 Rechtsschutz gegen Planungs- und Zulassungsentscheidungen

Entspricht das Ergebnis von Planungs- und Zulassungsverfahren nicht den eigenen Vorstellungen, erwägen 
diejenigen, die sich im Verfahren beteiligt haben, Rechtsschutzmöglichkeiten zu nutzen. Allgemeine Aus-
führungen hier können nicht die Prüfung und erforderlichenfalls rechtliche Beratung im Einzelfall ersetzen. 
Sie können nur erste – und aufgrund der vielfältigen Konstellationen, die in der Praxis auftreten nur unvoll-
ständige – Hinweise und Anmerkungen sein und keine verlässliche Orientierung für den Einzelfall bieten.

Allgemein ist zunächst auf die bereits eingangs erwähnte behördliche Beratungspflicht zu verweisen, die 
sich auch auf Rechtsschutzmöglichkeiten bezieht. Spezifischer muss jede nach außen verbindliche behörd-
liche Entscheidung, jeder Verwaltungsakt, mit einer sogen. Rechtsbehelfsbelehrung versehen werden, aus 
der sich ergeben muss, welches Rechtsmittel bei welcher Stelle binnen welcher Frist einzulegen ist (vgl. § 
59 Verwaltungsgerichtsordnung, VwGO). Fehlt eine solche Rechtsbehelfsbelehrung, gilt bei Verwaltungs-
akten nicht die übliche Monatsfrist, sondern eine Jahresfrist (vgl. § 58 Abs.2 VwGO). Allerdings kann 
nach der ständigen Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte ein Rechtsmittel auch früher nicht mehr 
zulässig sein. So soll ein Widerspruch des Nachbarn gegen eine Baugenehmigung verwirkt sein, wenn der 
Nachbar dem Bauvorhaben auf seinem Nachbargrundstück längere Zeit tatenlos zugesehen hat, ohne sich 
genau über das genehmigte Vorhaben informiert und Rechtsmittel eingelegt zu haben. Auch gilt es zu 
beachten, dass Rechtsmittelbelehrungen vielfach in sogen. öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen. So 
werden gerade Planfeststellungsbeschlüsse für große Infrastrukturvorhaben (Autobahnen, Bahnstrecken, 
Flughäfen, Hochspannungsleitungen, Deponien etc.) „ortsüblich bekannt gemacht“, d.h. in den örtli-
chen Bekanntmachungsblättern, teils auch noch durch Aushang, teils in den örtlichen Zeitungen. Gegen 
kommunale Satzungen, wie Flächennutzungs- und Bebauungspläne, ist ein gerichtlicher Rechtsschutz nur 
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zulässig. Zugleich müssen bestimmte Fehler gegenüber der 
Gemeinde direkt gerügt werden. Für gerichtlichen Rechtsschutz, hier Normenkontrollverfahren genannt, 
ist das Oberverwaltungsgericht (in einigen Ländern Verwaltungsgerichtshof genannt) zuständig. Es besteht 
Anwaltszwang. Hier müssen sich die Betroffenen daher frühzeitig – d.h. weit vor Ablauf der Jahresfrist 
– anwaltlich beraten lassen. Das gleiche – Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte (in vielen Fällen 
sogar das Bundesverwaltungsgericht) und Anwaltszwang – gilt auch für viele andere Klageverfahren be-
sonders gegen größere Vorhaben. Insgesamt gilt es daher, wachsam zu sein und sich frühzeitig über die 
Rechtsschutzmöglichkeiten im Einzelfall zu informieren.

Das deutsche Recht kennt als Rechtsschutzmöglichkeit regelmäßig Widerspruch und/oder Klage. Ver-
einzelt kann – etwa im Bereich der Umweltinformationen – auch die Behörde zur erneuten Entscheidung 
aufgefordert oder die Prüfung anderer Stellen, wie den Beauftragten für Informationsrechte, angeregt 
werden. Weitere Rechtsschutz-, Beschwerde- und Einflussmöglichkeiten im weitesten Sinne werden am 
Ende dieser Handreichung noch kurz dargestellt. Welches Rechtsmittel das Richtige ist, muss im Einzelfall 
geprüft werden. Der Widerspruch ist in vielen Bundesländern noch das einschlägige Rechtsmittel gegen 
Baugenehmigungen, gegen immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Genehmigun-
gen usw.. Wird der Widerspruch zurückgewiesen, kann dagegen geklagt werden. Klage ist – ohne vorhe-
rigen Widerspruch – etwa  gegen Planfeststellungsbeschlüsse zu erheben (§ 73 Abs.6 Verwaltungsverfah-
rensgesetz, VwVfG).

Für Klagen gilt im deutschen Recht die grundsätzliche Anforderung, dass Klägerinnen und Kläger geltend 
machen müssen, in eigenen Rechten verletzt zu sein (vgl. § 42 Abs.2 und § 47 Abs.2 VwGO). Der Be-
griff der eigenen Rechte wurde im deutschen Recht traditionell eher eng ausgelegt. Während die eigene 
Rechtsbetroffenheit stets bejaht wurde, wenn das private Eigentum in Anspruch genommen werden sollte, 
wenn Lärm-, Luftschadstoff- oder sonstige Immissionen beeinträchtigten, wurde etwa die Sicherheit lange 
nicht als ein Recht der Anwohnerinnen und Anwohner verstanden, obwohl Sicherheitsmängel dramatische 
Auswirkungen auf die Anwohner haben können. Hier ändert sich die Rechtsprechung langsam. Bisher 
nicht rechtlich geschützt sind Interessen wie das am Erhalt eines schönen Ausblicks (der etwa vom Nachbar 
mit seinem Haus verbaut wird). Umweltbelange werden dagegen auch heute noch in deutscher Recht-
sprechung grundsätzlich nicht als Recht der Einzelnen anerkannt. Allerdings wird das Recht der EU über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und auch die schon erwähnte Aarhus-Konvention zu weiteren Rechtsände-
rungen führen müssen. 
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Nach derzeitigem – sich allerdings stetig änderndem – Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung lassen 
sich folgende Grundtendenzen für den Rechtsschutz aufzeigen:

1.6 Individualrechtsschutz

Natürliche und juristische (Gesellschaften, Vereine etc.) Personen können im Wege des Widerspruchs 
(gegenüber der Behörde) und/oder der Klage (vor Gericht) geltend machen, durch einen Verwaltungsakt 
(oder sein Unterlassen) oder einen Plan in eigenen Rechten verletzt zu sein. Scheint eine solche Rechtsver-
letzung möglich, ist das Rechtsmittel zunächst zulässig (vgl. §§ 42 Abs.2, 47 Abs.2 VwGO). 

Begründet ist das Rechtsmittel bei der Anfechtung von Verwaltungsakten, wie beispielsweise dem Planfest-
stellungsbeschluss für eine Autobahn, andere Straße, Bahnstrecke o.ä., wenn der Verwaltungsakt rechts-
widrig und die Klägerin oder der Kläger dadurch in ihren/seinen Rechten verletzt ist (vgl. § 113 Abs.1 
VwGO). Allerdings verlangen die EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten  (Richtlinie 2011/92/EU) und die EU-Richtlinie über Industrieemissi-
onen (Richtlinie 2010/75/EU), dass die Mitgliedstaaten eine Überprüfung der materiell-rechtlichen und 
verfahrensrechtlichen Rechtmäßigkeit der einschlägigen Entscheidungen eröffnen. Die Beschränkung auf 
die Verletzung in eigenen Rechten ist dort nicht vorgesehen. In § 4 Abs.1 und Abs.3 des Umweltrechtsbe-
helfsgesetzes ist vorgegeben, dass auch Privatpersonen das Fehlen einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder einer entsprechenden Vorprüfung rügen können. In der sogen. Altrip-Entscheiung vom 7.11.2013 
(C-72/12) hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass die darin liegende Beschränkung der Über-
prüfbarkeit von UVP-Entscheidung gegen EU-Recht verstößt. Umweltverbände wie auch private Kläger 
können daher nun auch inhaltliche Fehler eine UVP-Vorprüfung und einer UVP rügen. In den letzten Jah-
ren haben die deutschen Behörden vielfach gegen das Recht der Umweltverträglichkeitsprüfung verstoßen, 
ohne dass das nach nationalem Recht und seiner sehr restriktiven Auslegung durch deutsche Gerichte ge-
rügt werden konnte. Das hat sich nun geändert. Die Verfahren sind allerdings in den letzten Jahren im Ver-
trauen auf die EU-Rechtswidrige Gesetzgebung und Rechtsprechung vielfach rechtswidrig geführt worden, 
so dass nach Änderung der deutschen Rechtslage nun viele rechtswidrig geführte Verwaltungsverfahren 
vor Gericht kommen werden. Die gerichtliche Überprüfung der bei deutschen Behörden bedauerlicher-
weise schon üblich gewordenen Rechtsfehler bei der Anwendung des Rechts der Umweltverträglichkeits-
prüfung ist eine der großen Herausforderungen für die umwelt- und planungsrechtliche Rechtsprechung 
der kommenden Jahre.

Im Bereich der sogen. Normenkontrolle, der gerichtlichen Überprüfung von kommunalen Bauleitplänen 
(Bebauungspläne, Flächennutzungspläne) und anderen Plänen (z.B. Regionalpläne) gilt zwar die Zulässig-
keitsvoraussetzung, dass Klägerin/Kläger die Möglichkeit einer Verletzung eigener Rechte geltend machen 
muss. Die zweite Einschränkung aber gilt nicht: der Plan wird nicht nur dann aufgehoben, wenn Klägerin/
Kläger in eigenen Rechten verletzt ist. Es erfolgt vielmehr eine sogen. objektive Rechtmäßigkeitskontrolle 
auf materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Rechtsfehler.

Auch Gemeinden können als juristische Personen Widerspruch einlegen und klagen. Besonderheiten gelten 
hier insoweit, als den Gemeinden auf der einen Seite weitere Rechte wie insbesondere die kommunale 
Planungshoheit zustehen, auf der anderen Seite als eigene Rechte keine Grundrechte wie etwa der Schutz 
des Eigentums zustehen. Ihr Eigentum ist nur einfachrechtlich geschützt.

1.7 Verbandsklagen nach Naturschutzrecht und Umweltrechtsbehelfsgesetz

Nach § 3 des Umweltrechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) anerkannten (oder im Verfahren der Anerkennung 
befindlichen) Vereinigungen, die nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zugleich als anerkannte 
Naturschutzvereinigungen gelten, stehen neben den beschriebenen Klagerechten (etwa als Eigentümer 
von Grundstücken) weitere Klagerechte zu:

Sie haben einerseits nach dem Bundesnaturschutzgesetz und zusätzlich nach einigen Landesnaturschutz-
gesetzen (jüngst in 2013 neu etwa Brandenburg und Berlin) ein  Mitwirkungsrecht in einer Reihe von in § 
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63 Abs.2 BNatSchG und in den entsprechenden Vorschriften der Landesnaturschutzgesetze aufgeführten 
Verfahren, insbesondere Planfeststellungsverfahren und Befreiungen von naturschutzrechtlichen Verbo-
ten in Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten und 
Biosphärenreservaten. Den anerkannten Naturschutzvereinigungen wird aufgrund ihres Sachverstands und 
aufgrund ihrer politischen Unabhängigkeit eine besondere Stellung in Verfahren eingeräumt, die typischer-
weise zu schwerwiegenden Eingriffen in Natur und Landschaft führen. § 64 BNatSchG und die entspre-
chenden landesrechtlichen Vorschriften räumen ihnen dann ein Klagerecht in einer Reihe dieser Fälle ein. 
Das Klagerecht ist an die weiteren Voraussetzungen geknüpft, dass die Naturschutzvereinigung geltend 
macht, dass die angegriffene Entscheidung Naturschutzrecht widerspricht, dass die Vereinigung in ihrem 
satzungsgemäßen Aufgaben- und Tätigkeitsbereich betroffen ist und dass sie von ihrem Mitwirkungsrecht 
Gebrauch gemacht hat oder nicht beteiligt wurde.

Darüber hinaus können die anerkannten Naturschutz- bzw. Umweltvereinigungen nach dem Umwelt-
rechtsbehelfsgesetz eine Klage gegen Entscheidungen einreichen, die einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung bedürfen. Die Vereinigung muss nach § 2 des Umweltrechtsbehelfsgesetzes geltend machen, dass 
die Entscheidung Vorschriften widerspricht, die dem Umweltschutz dienen und für die Entscheidung von 
Bedeutung sein können. Sie muss außerdem in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt sein 
und von evtl. Mitwirkungsrechten Gebrauch gemacht haben. Nach § 2 Abs.3 soll sie auch in Klagever-
fahren mit allen Einwendungen ausgeschlossen sein, die sie im Verfahren nicht erhoben hat. Auch hier 
gilt allerdings, dass die EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten  (Richtlinie 2011/92/EU) und die EU-Richtlinie über Industrieemissionen (Richtlinie 
2010/75/EU) vorgeben, dass die Mitgliedstaaten eine Überprüfung der materiellrechtlichen und verfah-
rensrechtlichen Rechtmäßigkeit der einschlägigen Entscheidungen eröffnen. Die Beschränkung auf bereits 
im Verfahren vorgetragene Punkte ist dort nicht vorgesehen. Die Regelung verstößt gegen EU-Recht, wie 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) in seinem Urteil vom 15.10.2015 (C-137/14) festgestellt hat. Sie darf 
nicht mehr angewendet werden. In einem weiteren Punkt muss das Umweltrechtsbehelfsgesetz derzeit 
EU-Rechtskonform ausgelegt werden: Über die Formulierung in § 4 Abs. 1 hinaus kann die Aufhebung 
einer Entscheidung auch gefordert werden, wenn die Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde, 
aber fehlerhaft ist. Das hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in der sogen. Altrip-Entscheidung vom 
7.11.2013 (C-72/12) festgestellt.
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2. Tabellarischer Überblick über Pläne und Projekte, Verwaltungsver-
fahren und Öffentlichkeitsbeteiligung 

Im Folgenden werden zunächst in tabellarischer Form Projekten und Plänen die dazu gehörenden Rechts-
grundlagen, Verwaltungsverfahren (Planungs- und Zulassungsverfahren) und kurze Hinweise zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung zugeordnet. Die Tabelle soll es ermöglichen, ohne großen Aufwand zu einem Plan oder 
Projekt das „richtige“ Verwaltungsverfahren zu finden, das dann im darauf folgenden Abschnitt dargestellt 
wird. 

Zusätzlich soll die Tabelle das schnelle Auffinden der einschlägigen Rechtsgrundlagen erleichtern. Die in 
der zweiten Spalte angeführten bundesrechtlichen Rechtsgrundlagen sind in ihrer stets aktuellen Fassung 
abzurufen unter www.gesetze-im-internet.de (Stand der Tabelle: Ende Juni 2013, nachfolgende Rechtsän-
derungen nicht berücksichtigt). Auch die Bundesländer stellen ihr jeweils aktuelles Landesrecht im Internet 
zur Verfügung. Mit dem Suchbegriff „Landesrecht“ und dem jeweiligen Bundesland lässt sich das jeweilige 
Landesrecht schnell über die gängigen Suchmaschinen finden.

Plan/Projekt Rechtsgrundlage Verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung

Neubau/ Ände-
rung Bundes-
fernstraßen/Bun-
desautobahnen

§§ 17, 17a – 17f Bun-
desfernstraßengesetz 
(FStrG), §§ 72 bis 78 
Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG)

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest” 
(Verzicht auf Planfest-
stellung und Plangen-
ehmigung)

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG und Verbands-
beteiligung nach § 63 Abs.2 Nr. 6 
und 7 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG), mit einigen Besonder-
heiten, die in §§ 17a bis 17e FStrG 
geregelt sind; u.a. kann gem. § 17a 
auf den Erörterungstermin verzichtet 
werden

Neubau/ Ände-
rung Bahnstre-
cken 

§§ 18, 18a – 18e 
Allgemeines Eisen-
bahngesetz (AEG), 
§§ 72 bis 78 Verwal-
tungsverfahrensgesetz 
(VwVfG)

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest“

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG, und Verbandsbe-
teiligung nach § 63 Abs.2 Nr. 6 und 
7 BNatSchG, mit einigen in §§ 18a 
bis 18e AEG geregelten Besonderhei-
ten; u.a. kann gem. § 18a auf den 
Erörterungstermin verzichtet werden

Bundesverkehrs-
wegeplanung 
und Bedarfsplä-
ne

Fernstraßenausbau-
gesetz (FStrAbG) 
und Bundesschienen-
wegeausbaugesetz 
(BSWAG) für Bedarfs-
pläne 

Strategische Um-
weltprüfung (SUP) 
nach Gesetz über die 
Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) 
obligatorisch, siehe 
Anhang 3 Nr.1.1 zum 
UVPG; für die Be-
darfspläne zusätzlich 
(reguläres) Gesetzge-
bungsverfahren

Öffentlichkeitsbeteiligung richtet 
sich nach §§ 14i, 9 UVPG: „frühzei-
tige“ und „wirksame“ Beteiligung 
soll gem. §14i Abs.2 gewährleistet 
werden, Auslegung von Plan und 
Umweltbericht gem. § 14i Abs.2 S.1 
mind. 1 Monat
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Aufstellung von 
Nahverkehrs-
plänen für den 
Schienenperso-
nennahverkehr 
und den sonsti-
gen öffentlichen 
Personennahver-
kehr

§ 8 Abs.3 Personen-
beförderungsgesetz 
(PBefG) und Gesetze 
über den öffentlichen 
Personennahverkehr 
der Länder (ÖPNVG) 

Aufstellung des 
Nahverkehrsplans 
als Pflichtaufgabe 
des Aufgabenträgers 
mit Anhörung und 
angemessener und 
diskriminierungsfreier 
Berücksichtigung des 
Vorgebrachten

Vorhandene (ÖPNV-)Unternehmer, 
Behindertenbeauftragte, -beiräte, 
-verbände und Fahrgastverbände 
sind anzuhören, regelmäßig keine 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorgese-
hen

Nahverkehrsbei-
räte

ÖPNVG der Länder Bildung durch Auf-
gabenträger/Arbeit: 
Beratung der Aufga-
benträger

Interessenvertreter aller am ÖPNV 
Beteiligten sollen bei der Bildung 
berücksichtigt werden, z.B. § 6 Abs.2 
ÖPNVG Bbg.

Strecken- und 
Bahnhofsstillle-
gungen sowie 
Verringerung der 
Streckenkapazi-
tät der Bahn

§ 11 AEG bes. Verfahren nach 
§ 11 AEG, Antrag bei 
der Aufsichtsbehörde

keine Öffentlichkeitsbeteiligung; auf 
mögliche Interessenten am Stre-
ckenbetrieb beschränkte Anhörung; 
lediglich Veröffentlichung im Bun-
desanzeiger bzw. Internet gem. § 11 
Abs.1a AEG

Freistellung von 
Bahnbetriebs-
zwecken

§ 23 AEG Bes. Verfahren nach 
§ 23 AEG, Antrag bei 
der Planfeststellungs-
behörde

keine Öffentlichkeitsbeteiligung; 
lediglich öffentliche Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger gem. § 23 AEG 
und Stellungnahme der durch An-
schluss an die betroffene Eisenbahn-
infrastruktur Tangierten

Neubau/ Ände-
rung Bundes-
wasserstraßen 

§§ 14, 14a – 14e 
Bundeswasserstra-
ßengesetz (WaStrG), 
§§ 72 bis 78 Verwal-
tungsverfahrensgesetz 
(VwVfG)

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest”

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG, und Verbandsbe-
teiligung nach § 63 Abs.2 Nr. 6 und 
7 BNatSchG,  mit einigen in §§ 14a 
bis 14e WaStrG geregelten Beson-
derheiten; auf den Erörterungstermin 
kann gem. § 14a WaStrG verzichtet 
werden

Neubau/ Ände-
rung Flughäfen/
Flugplätze 

§§ 8 ff. Luftverkehrs-
gesetz (LuftVG) ), 
§§ 72 bis 78 Verwal-
tungsverfahrensgesetz 
(VwVfG)

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest”

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG, und Verbands-
beteiligung nach § 63 Abs.2 Nr. 6 
und 7 BNatSchG, mit einigen in § 10 
LuftVG geregelten Besonderheiten

Genehmigungs-/
Änderungsge-
nehmigungsver-
fahren für Ver-
kehrsflughäfen 
(bes. Betriebsbe-
schränkungen) 
und Flugplätze /
Landeplätze

§ 6 LuftVG Genehmigungsver-
fahren, regelmäßig 
ähnlich Planfeststel-
lungsverfahren

In der Regel im planfeststellungsähn-
lichen Anhörungsverfahren Öffent-
lichkeitsbeteiligung und Behörden-
beteiligung nach § 73 Abs.2 bis 8 
VwVfG; Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei Pflicht zur Durchführung einer 
UVP (UVP-Pflicht) erforderlich gem. 
§ 9 UVPG
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Raumordnungs-
pläne, Landes- 
und Regional-
pläne

§§  8 ff. Raumord-
nungsgesetz (ROG) in 
Verbindung mit dem 
jeweiligen Landespla-
nungsrecht für Lan-
des- und Regionalplä-
ne, §§ 17 ff. ROG für 
Raumordnungspläne 
des Bundes 

Planaufstellung und 
Umweltprüfung nach 
§§ 8 ff. ROG, §§ 
14e bis 14n UVPG in 
Verbindung mit dem 
Landesplanungsrecht 
und für Raumord-
nungspläne des 
Bundes Planaufstel-
lungsverfahren und 
Umweltprüfung nach 
§§ 17 ff. ROG, , §§ 
14e bis 14n UVPG

Bei Landes- und Regionalplänen: 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach den 
Mindestanforderungen in § 10 ROG; 
bei Raumordnungsplänen des Bun-
des: Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§§ 18, 10 ROG; daneben gelten 
die Mindestvorgaben der §§ 14i, 9 
UVPG

Raumordnungs-
verfahren für 
raumbedeut-
same Projekte 
(besonders Infra-
strukturmaßnah-
men, Großvor-
haben, die einer 
Umweltverträg-
lichkeitsprüfung 
bedürfen)

§§ 15, 16 ROG in 
Verbindung mit dem 
jeweiligen Landespla-
nungsrecht

Raumverträglichkeits-
prüfung im Raumord-
nungsverfahren nach 
den Mindestvorgaben 
in §§ 15, 16 ROG, 
die durch Landespla-
nungsrecht ergänzt 
werden

Öffentlichkeit „kann“ nach § 15 
Abs.3 ROG beteiligt werden (fakul-
tativ); in Landesplanungsgesetzen 
teils Öffentlichkeitsbeteiligung näher 
geregelt

Neubau/ Ände-
rung Landesstra-
ßen: 

Straßengesetze der 
Länder

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest”

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach Verwaltungsverfahrensgesetz 
des jeweiligen Landes (wie §§ 72 – 
78 VwVfG)

Straßenbahn- 
und Omnibusan-
lagen: 

§§ 28 ff., 41 Perso-
nenbeförderungsge-
setz

(PBefG)

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest”

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG nach Maßgabe 
einiger Sonderregelungen in § 29 
PBefG, sonst nicht vorgesehen

Neubau/ Ände-
rung Landeswas-
serstraßen und 
Hochwasser-
schutzanlagen 

Wassergesetze der 
Länder

Planfeststellung/ 
Plangenehmigung/ 
„Negativattest“

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach Verwaltungsverfahrensgesetz 
des jeweiligen Landes (wie §§ 72 – 
78 VwVfG)

Neubau/ Än-
derung nicht-
bundeseigener 
Bahnstrecken 

§18 AEG Bahnstrecken Plan-
feststellung/ Plangen-
ehmigung/ „Negativ-
attest“

Bei Planfeststellung im Anhörungs-
verfahren Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Behördenbeteiligung nach § 73 
Abs.2 bis 8 VwVfG, und Verbandsbe-
teiligung nach § 63 Abs.2 Nr. 6 und 
7 BNatSchG, mit einigen in §§ 18a 
bis 18e AEG geregelten Besonderhei-
ten; u.a. kann gem. § 18a auf den 
Erörterungstermin verzichtet werden
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Flächennut-
zungsplan

§§ 1 Abs.3, 2 ff Bau-
gesetzbuch (BauGB)

Planaufstellungsver-
fahren nach §§ 2 ff 
BauGB

Beteiligung von Öffentlichkeit und 
Behörden nach §§ 3 bis 4a BauGB; 
erst seit einigen Jahren gilt die Pflicht 
zum Erstellen eines Umweltberichts 
und der Ausschluss im Verfahren 
nicht abgegebener Stellungnahmen 
(Präklusion) nach § 4a Abs.6 BauGB; 
Abstimmung mit Nachbargemeinden 
nach § 2 Abs.2 BauGB

Bebauungsplan §§ 1 Abs.3, 2 BauGB Planaufstellungsver-
fahren nach §§ 2 ff 
BauGB

Beteiligung von Öffentlichkeit und 
Trägern öffentlicher Belange nach §§ 
3 bis 4a BauGB; erst seit einigen Jah-
ren gilt die Pflicht zum Erstellen eines 
Umweltberichts und der Ausschluss 
im Verfahren nicht abgegebener 
Stellungnahmen (Präklusion) nach § 
4a Abs.6 BauGB; Abstimmung mit 
Nachbargemeinden nach § 2 Abs.2 
BauGB

städtebauliche 
Sanierungs-
maßnahme, 
städtebauliche 
Entwicklungs-
maßnahme

§§ 136 ff. BauGB spezielles Verfahren 
mit vorbereitenden 
Untersuchungen, Sat-
zungsverfahren und 
Durchführung nach 
§§ 136 ff. BauGB

Beteiligung und laufende Mitwirkung 
der Betroffenen nach §§ 137, 169 
BauGB als „Soll“-Vorschrift ohne 
nähere verfahrensmäßige Ausgestal-
tung

Stadtumbau, 
städtebauliche 
Maßnahmen der 
Sozialen Stadt 

§§ 171a, 171e BauGB Aufstellung und 
Durchführung eines 
städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepts

Beteiligung und laufende Mitwir-
kung der Betroffenen nach §§ 171 b 
Abs.3, 137 bzw. 171e Abs.4 S.1, 137 
BauGB 

Erhaltungssat-
zung, Milieu-
schutzsatzung

§ 172 BauGB Aufstellen einer Sat-
zung

Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vor-
gesehen

Lärmminde-
rungspläne

§ 47d Bundesimmis-
sionsschutzgesetz 
(BImSchG)

§ 47d BImSchG: 
Planungsverfahren mit 
wenig  gesetzlicher 
Ausgestaltung

Frühzeitige Anhörung der Öffentlich-
keit bereits zu den Vorschlägen für 
Lärmaktionspläne und Beteiligung an 
der Ausarbeitung und Überprüfung, 
§ 47d Abs. 3 BImSchG

Luftreinhalte-
pläne

§ 47 Bundesimmis-
sionsschutzgesetz 
(BImSchG)

§ 47 BImSchG: 
Planungsverfahren 
nach Abs. 5a 

mit Bekanntmachung, Auslegung 
und Gelegenheit zur Stellungnahme 
sowie Pflicht zur „angemessenen Be-
rücksichtigung“ der Stellungnahmen
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Vorbereitung 
von Verord-
nungen und 
anderen Rechts-
vorschriften für 
Schutzgebiete 
wie National-
parks, Biosphä-
renreservate, 
Naturschutz-
gebiete, Land-
schaftsschutz-
gebiete, 
Naturdenkmale, 
geschützte Land-
schaftsbestand-
teile

§§ 20 ff. Bundes-
naturschutzgesetz 
(BNatSchG), das 
Verfahren richtet sich 
nach Landesrecht, § 
22 Abs.2 BNatSchG

Unterschutzstellungs-
verfahren

Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
Landesrecht, Beteiligung der aner-
kannten Umweltverbände nach § 63 
Abs.2 Nr.1 BNatSchG

Vorbereitung 
von Landschafts-
programmen, 
Landschaftsrah-
menplänen und 
Landschaftsplä-
nen

§§ 8 ff BNatSchG, 
Landesnaturschutzge-
setze

Aufstellungsverfah-
ren nach Landes-
recht, § 10 Abs.4 
BNatSchG

Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
Landesrecht, Beteiligung der aner-
kannten Umweltverbände nach § 63 
Abs.2 Nr.2 BNatSchG

Isolierte Zu-
lassung eines 
Eingriffs in Natur 
und Landschaft

§ 17 Abs.3 BNatSchG Genehmigung der 
zuständigen Natur-
schutzbehörde

keine Beteiligung vorgesehen

Befreiungen von 
den Verboten 
und Geboten 
zum Schutz von 
Naturschutzge-
bieten, National-
parken, Biosphä-
renreservaten 
und FFH- und 
Vogelschutz-
gebieten

§ 67 BNatSchG Befreiungsverfahren Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
vorgesehen, Beteiligung anerkann-
ter Naturschutzverbände nach § 63 
Abs.2 Nr.5 BNatSchG

Befreiungen 
von allen an-
deren Verboten 
und Geboten in 
Vorschriften des 
BNatSchG, des 
Landesnatur-
schutzgesetzes 
oder aufgrund 
dieser Gesetze er-
lassener Rechts-
verordnungen

§ 67 BNatSchG Befreiungsverfahren Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
vorgesehen, evtl. Beteiligung der 
anerkannten Umweltverbände nach 
Landesnaturschutzgesetz (wenn jün-
ger als BNatSchG)
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3. Planungs- und Zulassungsverfahren

Auf den folgenden Seiten werden für die in der Tabelle enthaltenen verschiedenen Verfahren jeweils dar-
gestellt: 

•	 die mit dem jeweiligen Verfahren zu planenden bzw. zuzulassenden Pläne oder Projekte, 

•	 der Ablauf des jeweilige Verfahrens,

•	 insbesondere die Beteiligungsmöglichkeiten und

•	 die Möglichkeiten rechtlicher Überprüfung.

Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs.3 VwVfG, die oben bereits geschildert wurde, soll bei 
allen Vorhaben stattfinden, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl 
von Dritten haben. Sie ist also nicht an ein bestimmtes Vorhaben oder eine bestimmte Verfahrensform 
geknüpft, sondern auswirkungsbezogen und damit gleichermaßen bei allen Vorhabensplanungen anzu-
wenden. Sie wird im Folgenden nicht mehr gesondert erwähnt.

3.1 Verfahren nach dem UVPG

Bei einer Reihe von Plänen/Projekten befinden sich Vorgaben für das Verfahren nur oder in erster Linie im 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), bei anderen gelten die Vorgaben des UVPG zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung ergänzend zu fachrechtlichen Vorgaben.

3.2 Strategische Umweltprüfung (SUP)

Zu den Plänen/Projekten, die einer strategischen Umweltprüfung bedürfen, gehört der Bundesverkehrswe-
geplan und die Bedarfspläne zum Fernstraßenausbaugesetz (FStrAbG) und Bundesschienenwegeausbauge-
setz (BSWAG), die Maßnahmenprogramme nach § 82 und § 45h Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Raum-
ordnungsplanungen nach § 8 und § 17 des Raumordnungsgesetzes (ROG), Bauleitplanungen nach §§ 6 
und 10 des Baugesetzbuchs (BauGB), Bundesbedarfspläne nach § 12e und Bundesfachpläne Offshore nach 
§ 17a Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), Bundesfachplanungen nach §§ 4 und 5 Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz (NABEG). Nach Anlage 3 Nr.2 zum UVPG können auch Lärmaktionspläne, (§ 47d BImSchG), 
Luftreinhaltepläne (§ 47 BImSchG), Abfallwirtschaftskonzepte (§ 21 KrwG), Abfallwirtschaftspläne (§ 30 
KrwG), Abfallvermeidungsprogramme (§ 33 KrwG) einer SUP unterliegen.

Der Verfahrensablauf ist in den §§ 14g bis 14n UVPG geregelt. Er lässt sich im schematischen Überblick 
wie folgt darstellen:
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Die Öffentlichkeitsbeteiligung findet mit relativ kurzen Mindestfristen von 1 Monat statt, die auch über-
schritten werden können und im Falle komplexerer und umfangreicherer Pläne und Programme unter Be-
rücksichtigung der Vorgabe, dass die Beteiligung „wirksam“ sein muss, auch überschritten werden sollten. 
Nicht geregelt ist, wie die prüfende Stelle mit Stellungnahmen umgeht, die nach Fristablauf eingehen. Sie 
ist an deren Berücksichtigung nicht gehindert, dazu auch nicht verpflichtet.

Möglichkeiten der rechtlichen Überprüfung im Sinne einer gerichtlichen Prüfung sieht das deutsche Recht 
auf den hier zu betrachtenden frühen Verfahrensstufen nicht vor. Zumindest bei den Plänen/Programmen, 
die in Umsetzung europäischen Rechts eingeführt wurden und dem Schutz der Bevölkerung vor Gesund-
heitsgefahren dienen (Lärmaktionspläne, Luftreinhaltepläne), ist aber ein grundsätzlich auch gerichtlich 
durchsetzbarer Anspruch auf Aufstellung derartiger Pläne inzwischen anerkannt.

3.3 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

Pläne/Projekte: Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist in fast allen Fällen Bestandteil von Planungs- und 
Zulassungsverfahren, in denen die Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen ist. Vereinzelt, etwa bei den forst-
lichen Vorhaben nach Nr.17 der Anlage 1 zum UVPG (Erstaufforstung und Waldrodung) richtet sich das 
Verfahren und die Öffentlichkeitsbeteiligung auch nach dem UVPG selbst.

Der Ablauf des Verfahrens ist dem der SUP (wie soeben dargestellt) vergleichbar – mit einigen Abweichun-
gen – und wird wie dort in schematischer Übersicht dargestellt:

Feststellung der SUP-Pflicht

Vorphase

Festlegung von Untersuchungsrahmen, Umfang und De-
taillierungsgrad der Inhalte des Umweltberichts

Erstellen des Umweltberichts mind. mit den Inhalten nach 
§ 14g UVPG

Beteiligung

Auslegung mind. 1 Monatöffentliche Bekanntmachung der 
Auslegung

Gelegenheit zur Stellungnahme mind. 
1 Monat

Bewertung, Berücksichtigung, Bekanntgabe

Berücksichtigung der StellungnahmenBewertung „im Hinblick auf eine wirk-
same Umweltvorsorge“

Bekanntgabe der Entscheidung über 
die Annahme des Plans oder Pro-
gramms

Überwachung der erheblichen Umweltauswrikungen, die sich aus der Durchführung des Plans oder Programms erge-
ben  und öffentliche bekanntgabe der Ergebnisse der Überwachung
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Die Bewertung der Umweltauswirkungen geht in die Zulassungsentscheidung als zu berücksichtigender 
Belang ein und kann in Abwägung mit anderen Belangen zurückgestellt werden.

Die Öffentlichkeitsbeteiligung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes zum 
Planfeststellungsverfahren (bes. § 73 Abs. 4 bis 7 VwVfG). Fristen und auch der Ausschluss von Einwen-
dungen sind dem Planfeststellungsverfahren gleich.

Eine rechtliche Überprüfung findet nur bei Anfechtung der Zulassungsentscheidung, bei der die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung zu berücksichtigen ist, statt. Allerdings verlangt das deutsche Prozessrecht, dass ein 
Kläger/eine Klägerin eine Verletzung in eigenen Rechten geltend macht. Umweltverbänden steht hingegen 
ein Klagerecht direkt aus dem Umweltrechtsbehelfsgesetz zur Seite.

3.4 Planfeststellungsverfahren

Das Planfeststellungsverfahren ist ein für viele große Vorhaben vorgeschriebenes förmliches Verwaltungs-
verfahren. Pläne/Projekte für die ein Planfeststellungsverfahren grundsätzlich vorgesehen ist, sind der Neu- 
und Ausbau von Bundes-, Landes- und vereinzelt auch Kreisstraßen, der Neu- und Ausbau von Schienen-
wegen, der Neu- und Ausbau von Flughäfen und Flugplätzen mit Bauschutzbereich, der Neu- und Ausbau 
von Bundes- und Landeswasserstraßen, von Deichen und Dammbauten, von Hochwasserschutzanlagen, 
von Gewässern, von Hochspannungsleitungen.

3.4.1 Verfahren

Das Verfahren umfasst die fachspezifische Planung und Zulassung von Vorhaben und schließt alle evtl. 
sonst erforderlichen Zulassungen ein. Daher spricht man auch von einer „konzentrierenden Wirkung“ 
eines Planfeststellungsverfahrens. Das Ergebnis des Verfahrens ist die abschließende Entscheidung über 
ein Vorhaben unter Berücksichtigung und Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange unter dem 
Grundsatz der Konfliktbewältigung (Bewältigung aller durch das Vorhaben hervorgerufenen Probleme). Es 
stellt die abschließende rechtsgestaltende Regelung aller öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem 
Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen dar.

Das Planfeststellungsverfahren steht regelmäßig am Ende einer Reihe von Vorverfahren, in denen wichtige 
übergeordnete Aspekte bereits geprüft werden. Zur Vermeidung doppelter Prüfungen kann dann teilweise 
auf frühere Prüfungen verwiesen werden.

Feststellung der UVP-Pflicht

Vorphase

Festlegung von Inhalt und Umfang der Unterlagen Erstellen der erforderlichen Unterlagen

Beteiligung

Auslegung mind. 1 Monatöffentliche Bekanntmachung der 
Auslegung

Gelegenheit zur Stellungnahme bis 2 
Wochen nach Auslegung

zusammenfassende Darstellung, Bewertung, Berücksichtigung

Bewertung nach zusammenfassender 
Darstellung

zusammenfassende Darstellung Berücksichtigung bei der Zulassung
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Beispiel gestufte Bundesfernstraßenplanung:

Wenn ein größeres Projekt neu gebaut oder wesentlich geändert werden soll, werden die Pläne vor-
her verschiedenen Fachbehörden zur Stellungnahme vorgelegt. Außerdem können die von der Planung 
betroffenen Bürger Einsicht in die Pläne nehmen und Einwände erheben. Ziel eines solchen Verfahrens ist 
es, herauszufinden, ob bei dem geplanten Projekt die gesetzlichen Bestimmungen erfüllt werden, ob der 
Eingriff in Rechte der Betroffenen sachlich gerechtfertigt ist und ob alle relevanten öffentlichen und pri-
vaten Belange erkannt und gerecht abgewogen sind. Wenn nicht, verfügt die Planfeststellungsbehörde 
entsprechende Auflagen oder lehnt die beantragte Planfeststellung, d. h. die Genehmigung des Vorhabens, 
ab. Den Ablauf des Planfeststellungsverfahrens regeln zum einen die §§ 72 - 78 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) sowie für Verfahren der Landesbehörden die Landes-Verwaltungsverfahrensgesetze 
und zum anderen die jeweiligen Fachgesetze, beispielsweise für Bundesfernstraßen das Bundesfernstraßen-
gesetz (FStrG). Die folgende Übersicht zeigt den Verfahrensablauf im Überblick:

Schritt Plan, Verfahren Beteiligung, sonstiges

1

Bedarfsplan der Bundesregierung für Bundes-
fernstraßen, Schienenwege und Wasserstraßen 
(Bundesverkehrswegeplan (BVWP)), Landesstra-
ßenbedarfsplan, Kreisstraßenbedarfsplan

Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der 
SUP nach UVPG. Bedarfsplan ist Anlage zu 
Ausbau-Gesetzen für Straße und Schiene.

2
Raumordnungsverfahren (für viele Vorhaben 
mittlerweile fakultativ)

Beteiligung von Gemeinden und Verbänden 
obligatorisch, von Bürgern die Regel, teils 
nach Landesrecht auch obligatorisch

3
Linienbestimmungsverfahren (für Bundesstra-
ßen)

Ursprünglich behördeninterne Vorentschei-
dung, jetzt mit UVP und in diesem Zusam-
menhang teils auch Beteiligung 

4
Planfeststellungsverfahren

Beteiligung von Bürgern, Kommunen und 
Umweltverbänden, Klagemöglichkeit

Plangenehmigungsverfahren
Beteiligung ist nicht zwingend erforderlich, 
Klagemöglichkeit

Antrag bestehend aus:

Anhörungsverfahren

ErläuterungsberichtPläne (grundstücksscharf) Fachgutachten

Abwägung aller relevanten öffentlichen und privaten Belange, der Einwendungen und 
Stellungnahmen, der Umweltverträglichkeit etc.

Planfeststellungsbeschluss

Auslegung der Pläne 
für 1 Monat

ortsübliche Bekanntmachung ErörterungsterminEinwendungen bis 2 Wochen nach 
Auslegung - Ausschluss droht!

Zulassung des Vorhabens, Ausschluss weiterer Ansprüche, Konzentra-
tion aller für das Projekt erforderlichen Zulassungen

als Verwaltungsakt vor Gericht anfechtbar - 
kurze Fristen!
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3.4.2 Öffentlichkeitsbeteiligung

Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt in der für Großvorhaben mit vielen Ordnern Planunterlagen sehr 
kurzen Auslegungsfrist von einem Monat mit der Gelegenheit, Einwendungen bis 2 Wochen nach Ende 
der Auslegungsfrist einzureichen (vgl. § 73 Abs.4 VwVfG). Einerseits bietet es die Gelegenheit, die eigenen 
bzw. die von dem eigenen Verband oder der eigenen Körperschaft (Gemeinde etc.) zu wahrenden Belange 
in das Verfahren einzubringen. Andererseits besteht aber auch eine Mitwirkungspflicht und ist die Frist zur 
Erhebung von Einwendungen als Ausschlussfrist geregelt. 

Bei Planänderungen, die der Vorhabenträger jederzeit während des laufenden Verfahrens einbringen kann, 
besteht eine gesetzliche Ausschlussfrist für Einwendungen von nur 2 Wochen ab Zugang der Unterlagen 
(vgl. § 73 Abs.8 VwVfG). 

Die Ausschlussfristen sind gesetzliche Fristen, die von einer Behörde nicht verlängert werden können. Bei 
unverschuldetem Versäumnis kann die sogen. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt werden.

Verwaltungsverfahrensgesetz und Fachplanungsgesetze sehen den Ausschluss der Einwendungen und 
Stellungnahmen im Planfeststellungsverfahren (nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 
15.10.2015 (C-137/14) aber nicht mehr für eventuell nachfolgende Gerichtsverfahren) vor, die nicht in-
nerhalb der gesetzlichen Fristen abgegeben wurden. 

Eine Einwendung kann jeder formulieren. In einer Einwendung können alle „Bauchschmerzen“ formuliert 
werden. Eine qualifizierte Einwendung liegt vor, wenn sachlich gegen das Vorhaben argumentiert wird 
(„sachliches Gegenvorbringen“). Das reine „Nein“ ist keine Einwendung. Die Einwendung sollte ausführ-
lich sein. Die Betroffenheit in eigenen Rechten (Gesundheit, Eigentum etc.) muss möglichst ausführlich 
geschildert und kritisiert werden. Besonders Fehler in den Unterlagen bei der Betroffenheitsbewertung 
(z.B. Haus in Lärmgutachten ignoriert oder nur mit zwei statt der vorhandenen drei Stockwerke berück-
sichtigt) sollten gerügt werden. Bürgerinitiativen, Verbände und informierte Nachbarn helfen häufig. Auf 
die Ausführungen oben im allgemeinen Teil zur Beteiligung im Verfahren wird an dieser Stelle noch einmal 
hingewiesen.

Für zahlreiche Projekte wurde der Bedarf bereits per Gesetz durch ein Parlament beschlossen. Das gilt bei-
spielsweise für Straßenbauprojekte, die in dem sogenannten Bedarfsplan, der Anlage zum Fernstraßenaus-
baugesetz, eingezeichnet sind. Auch, wenn der volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Sinn abwegig zu 
sein scheint, haben Betroffene im Planfeststellungsverfahren und vor Gericht wenig Chancen, entsprechen-
de Argumente wirksam werden zu lassen. Der grundsätzlichen und verkehrsträgerübergreifenden Diskussi-
on dient im deutschen Recht allein die Planungsebene der Bundesverkehrswege- und Bedarfsplanung.

Im Beteiligungsverfahren sollte unbedingt geprüft werden, ob noch weitere Unterlagen/Informationen 
benötigt werden und diese angefordert bzw. die Akteneinsicht beantragt  werden (zu den Informations-
rechten siehe oben bei den allgemeinen Ausfürhungen).

Auch die Notwendigkeit einer fachlichen und rechtlichen Beratung durch Experten in fachplanungsrechtli-
chen Verfahren sollte geprüft werden.

3.5 Plangenehmigungsverfahren und Entfallen von Planfeststellung und Plangenehmigung

In bestimmten Fällen kann das Planfeststellungsverfahren durch ein Plangenehmigungsverfahren ersetzt 
werden oder Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen. Die Voraussetzungen sind jeweils in den 
Fachgesetzen oder im Verwaltungsverfahrensgesetz geregelt.

Nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz etwa kann die Planfeststellung durch Plangenehmigung ersetzt 
werden, wenn Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden und mit den betroffenen Trägern öffentlicher 
Belange „das Benehmen hergestellt“ ist, diese also beteiligt wurden. Bedarf ein Projekt einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung, scheidet das Ausweichen auf ein Plangenehmigungsverfahren aus.
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In Fällen von unwesentlicher Bedeutung können Planfeststellung und Plangenehmigung unterbleiben. 
Das Vorhaben darf  andere öffentliche Belange nicht berühren oder die erforderlichen behördlichen Ent-
scheidungen müssen vorliegen und stehen dem Plan nicht entgegen und Rechte anderer werden nicht 
beeinflusst oder mit den vom Plan Betroffenen sind entsprechende Vereinbarungen getroffen worden. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat in einer Entscheidung vom 18.12.2014 (- 4 C 36/13 -) klargestellt, dass der 
Verzicht auf Planfeststellung und Plangenehmigung nur in Ausnahmefällen in Betracht kommt, wenn keine 
abwägungserheblichen Interessen beeinflusst werden.

Die Planfeststellung kann in Einzelfällen auch durch einen Bebauungsplan ersetzt werden.

3.5.1 Rechtsschutz

Der Planfeststellungsbeschluss als Abschluss des Verfahrens ist Verwaltungsakt und als solcher vor Gericht 
anfechtbar. Eines Widerspruchsverfahrens bedarf es nicht. 

Für eine Klage gelten kurze Fristen: Die Klagefrist beträgt einen Monat. Binnen sechs Wochen ab Einrei-
chung der Klage muss diese begründet werden.

Die Klage hat regelmäßig keine sogen. aufschiebende Wirkung, führt also nicht dazu, dass mit dem Bau 
nicht begonnen werden darf. Die Entscheidung hierüber wird in einem gesonderten gerichtlichen Eilverfah-
ren getroffen, das die Kläger einleiten müssen. Der Antrag im Eilverfahren mitsamt Begründung ist in vielen 
Fällen binnen eines Monats ab Bekanntgabe des Planfeststellungsbeschlusses bei Gericht einzureichen. An-
gesichts der Komplexität planfestgestellter Vorhaben, häufig sehr umfangreicher Planfeststellungsbeschlüs-
se und Planfeststellungsunterlagen und bestehenden Anwaltszwangs ist die Monatsfrist für den Eilantrag 
mit Begründung extrem kurz. Die Erfahrungen in der Praxis zeigen, dass die Monatsfrist in Verbindung 
mit relativ hohen Kostenrisiken Betroffene häufig daran hindert, effektiven Rechtsschutz wahrzunehmen. 
Betroffene, die sich nicht bereits im Planfeststellungsverfahren anwaltlich beraten lassen, haben häufig 
Schwierigkeiten, innerhalb der kurzen Frist eine anwaltliche Beratung und Vertretung zu bekommen.

3.6 Nahverkehrsplanung

Exkurs: Grenzen der Planfeststellung – Besonderheiten im Straßen- und Luftverkehrs-
recht

Bei planfeststellungspflichtigen Vorhaben werden die Umweltauswirkungen des Vorhabens abschlie-
ßend abgewogen und zugelassen. Bau und Betrieb werden grundsätzlich zugelassen. Die Regelungs-
wirkung des Planfeststellungsbeschlusses ist umfassend, weitere Ansprüche der Beteiligten und Be-
troffenen sind danach allgemein ausgeschlossen. Von dieser Regel gibt es allerdings einer Reihe von 
Ausnahmen:

•	 Die Inanspruchnahme von Grundstücken Dritter bleibt nachfolgenden Grunderwerbsverhandlun-
gen und – für den Fall, dass es bei den Verhandlungen zu keiner Einigung kommt – Enteignungs-, 
Enteignungsentschädigungs- und Besitzeinweisungsverfahren vorbehalten. Die Rechtsgrundlagen 
dafür befinden sich in den jeweils anzuwendenden Fachplanungsgesetzen, die in vielen Punkten 
regelmäßig auf das Landesenteignungsrecht verweisen.

•	 Straßenrechtliche Planfeststellungsbeschlüsse regeln meist nicht, welche straßenverkehrsrechtli-
chen Regelungen gelten sollen, welche Verkehrsschilder also später aufgestellt werden. Da etwa 
Geschwindigkeitsbeschränkungen oder Durchfahrtverbote für Lkw mit Hilfe von Verkehrsschil-
dern umgesetzt werden und erhebliche Auswirkungen auf die Emissionen des Verkehrs, etwa den 
Lärm, haben, können die Umweltauswirkungen eines planfestgestellten Straßenbauvorhabens 
auch nach Planfeststellungsbeschluss und evtl. nachfolgenden Klageverfahren und unabhängig 
von diesen noch erheblich reduziert werden. Ein Planfeststellungsbeschluss regelt grundsätzlich 
die straßenrechtliche Grundlage für Bau und Betrieb der Straße. Die Möglichkeit, auf Grund-
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lage des Straßenverkehrsrechts Umweltauswirkungen durch Geschwindigkeitsbeschränkungen 
und Durchfahrtverbote (weiter) zu reduzieren, wird durch die Planfeststellung nicht berührt. Für 
Straßenanwohner bedeutet das, dass sie in einem Planfeststellungsverfahren Schutz etwa vor 
Lärm durch Lärmschutzmaßnahmen fordern und ggfs. auch durchsetzen können. Ist die Straße 
in Betrieb genommen, können sie sich zusätzlich mit einem Antrag auf Verkehrsbeschränkungen 
zum Schutz vor unzumutbarem Lärm an die zuständige Straßenverkehrsbehörde wenden und – 
wenn die Voraussetzungen vorliegen – auch diesen Anspruch noch im Wege des Widerspruchs 
und der Klage durchsetzen. Anspruchsgrundlage ist § 45 der Straßenverkehrsordnung, der den 
Anwohnern das Recht gibt, von der Straßenverkehrsbehörde eine sachgerechte Ausübung des 
Ermessens, ob Verkehrsbeschränkungen anzuordnen sind, zu verlangen. Zu beachten ist allerdings, 
dass durch einen Planfeststellungsbeschluss eigentlich keine unzumutbaren Belastungen zuge-
lassen werden dürfen, die einer Regelung durch Verkehrsbeschränkungen bedürfen. Angesichts 
vieler Prognoseunsicherheiten besteht in der Praxis erfahrungsgemäß immer wieder Spielraum für 
Verkehrsbeschränkungen auch auf planfestgestellten Verkehrswegen. Abzugrenzen sind Ansprü-
che auf Verkehrsbeschränkungen von Ansprüchen auf nachträgliche Schutzvorkehrungen wegen 
sogen. unvorhergesehener Wirkungen, geregelt in § 75 Abs.2 VwVfG. Während Ansprüche wegen 
unvorhergesehener Auswirkungen regelmäßig erst bei einer erheblich höheren als der prognosti-
zierten Belastung (bei Lärm etwa 3 dB(A) mehr) durchsetzbar sein sollen, kennt der Anspruch auf 
Verkehrsbeschränkungen eine solche Schwelle nicht, kann also insbesondere auch bei geringeren 
Mehrbelastungen effektive Abhilfe schaffen.

•	 Besonderheiten gibt es auch im Luftverkehrsrecht: ein Planfeststellungsbeschluss bestimmt nicht, 
auf welcher Route die Flugzeuge den Flughafen anfliegen bzw. verlassen. Die Flugrouten werden 
vielmehr durch ein gesondertes Verfahren festgesetzt – und das teils auch erst lange Zeit nach 
Ergehen des Planfeststellungsbeschlusses.

•	 Das Luftverkehrsgesetz unterscheidet zwischen Neubau und wesentlicher Änderung von Anlage 
und von Betrieb. Nur bei Neubau und wesentlicher Änderung der Anlage kommt ein Planfeststel-
lungsverfahren in Betracht. Zur Flughafenanlage gehören neben Start- und Landebahn, Rollbah-
nen, Taxiways, Vorfeldflächen etc. (sogenannte luftseitige Anlagen) auch die Hochbauten, wie 
Abfertigungsgebäude, Frachthallen, aber auch Parkhäuser, Gebäude der Luftfahrtgesellschaften 
etc. (landseitige Anlagen). Die Hochbauten können allerdings auch durch einfache Baugenehmi-
gung zugelassen werden. Wird eine Baugenehmigung etwa für den Bau eines neuen Abfertigungs-
terminals beantragt, beteiligt die Baugenehmigungsbehörde die zuständige Luftverkehrsbehörde in 
einem verwaltungsinternen Verfahren. Die Luftverkehrsbehörde hat dann darüber zu entscheiden, 
ob ein luftverkehrsrechtliches Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden muss. Sie hat dabei 
ein Ermessen, kann also die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens auch dann anordnen, 
wenn das nicht zwingend geboten ist. das kann insbesondere dann sachgerecht sein, wenn – wie 
bei dem Bau neuer Abfertigungsterminals – die Kapazität des Flughafens durch den Betrieb des 
neuen Terminals erheblich erweitert wird. Praktisch machen die Luftverkehrsbehörden von der 
Möglichkeit, ein Planfeststellungsverfahren etwa für Terminalneubauten bzw. –erweiterungen 
anzuordnen, bisher in aller Regel keinen Gebrauch.

•	 Für die wesentliche Änderung des Betriebs eines Flugplatzes ist eine luftverkehrsrechtliche Geneh-
migung erforderlich. Eine wesentliche Änderung ist etwa die Zulassung größerer und schwererer 
Flugzeugtypen, die Zulassung anderer Flugzeuge (Motorflugzeuge auf Segelfluggelände etc.), die 
Zulassung anderer Betriebszeiten (Zulassung von Nachtflug) u.v.a.m.. Aber auch Betriebseinschrän-
kungen, wie etwa Nachtflugverbote oder zeitliche Einschränkungen, das Verbot besonders lauten 
Fluggeräts etc. bedürfen einer Änderung der Genehmigung. Eine solche – die Auswirkungen des 
Flugbetriebs auf Betroffene mindernde – Betriebsbeschränkung durch Änderung der Genehmigung 
können die Betroffenen beantragen. Ein wichtiges Beispiel ist ein Antrag auf Nachtflugbeschrän-
kungen auf größeren Flugplätzen. Ein – im Streitfalle auch gerichtlich durchsetzbarer – Anspruch 
soll allerdings nur bestehen, wenn der Betrieb nicht von einer Planfeststellung erfasst oder die 
strengen Voraussetzungen nachträglicher Schutzansprüche (§ 75 Abs.2 VwVfG) vorliegen.
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Nahverkehrspläne stecken den Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs ab und 
sollen eine ausreichende Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personen-
nahverkehr sicherstellen, § 8 Abs. 3 Satz 8 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG). Ihre Aufstellung 
ist eine „Regel-Pflicht-Aufgabe“ des Aufgabenträgers des öffentlichen Personennahverkehrs, wie der 
Wortlaut von § 8 Abs. 3 Satz 2 PBefG verdeutlicht: „Der Aufgabenträger definiert dazu die Anforderun-
gen an Umfang und Qualität des Verkehrsangebotes, dessen Umweltqualität sowie die Vorgaben für die 
verkehrsmittelübergreifende Integration der Verkehrsleistungen in der Regel in einem Nahverkehrsplan.“ 
Es besteht danach im Regelfall eine Pflicht zur Aufstellung des Nahverkehrsplans. Nur in Ausnahmen darf 
davon abgesehen werden. Auch der Mindestinhalt ist damit bereits beschrieben und wird in § 8 Abs. 3 
PBefG noch um die Berücksichtigung der Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten 
Menschen ergänzt.

Das Verfahren zur Aufstellung wird gesetzlich nicht näher beschrieben. Lediglich der Kreis der zu Beteili-
genden wird in § 8 Abs. 3 PBefG näher beschrieben, wonach u.a. Fahrgastverbände zu beteiligen sind, zu 
denen bei entsprechender satzungsrechtlicher Regelung des jeweiligen Landes- oder Kreisverbands auch 
der VCD gehört.

Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans sind die vorhandenen Unternehmer frühzeitig zu beteili-
gen; soweit vorhanden sind Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, Verbände der in ihrer 
Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Fahrgäste und Fahrgastverbände anzuhören. Ihre Interes-
sen sind angemessen und diskriminierungsfrei zu berücksichtigen. 

Allgemeine verfahrensrechtliche Vorgaben für derartige Pläne kennt das allgemeine Verwaltungsrecht 
nicht. Gesetzlich vorgegeben sind mithin lediglich der Kreis der zu Beteiligenden und die allgemeine Vor-
gabe, die von den zu Beteiligenden eingebrachten Interessen „angemessen und diskriminierungsfrei“ zu 
berücksichtigen. Damit bringt das Gesetz allerdings lediglich in besonderer gesetzlicher Konstellation das 
allgemeine Abwägungsgebot zum Ausdruck, das ebenfalls die der Bedeutung des jeweiligen Interesses 
angemessene Berücksichtigung in der abwägenden Entscheidung erfordert. Auch der Zusatz „diskriminie-
rungsfrei“ dürfte im Hinblick auf die von Fahrgastverbänden zu vertretenden Interessen eher dem auch in 
der allgemeinen Abwägung zu berücksichtigenden Gleichheitsgebot entsprechen und wohl eher mit Blick 
auf die betroffenen Unternehmer seine Wirkung entfalten. Es ist daher wohl eher davon auszugehen, dass 
für den Nahverkehrsplan das allgemeine Abwägungsgebot gilt, wobei die gesetzlich definierten Mindestin-
halte im Rahmen einer den Interessen der zu Beteiligenden angemessen Rechnung tragenden Abwägung 
zu konkretisieren sind.

Welchen rechtlichen Charakter der Nahverkehrsplan trägt und ob und von wem er im Streitfall auch ge-
richtlich angreifbar ist, ist bisher nicht geklärt. Wie etwa vereinzelt zu Luftreinhalteplänen erwogen (vgl. 
etwa Verwaltungsgericht Hannover, Beschluss vom 16.02.2010 – 4 B 533/10 -), könnte ein Einklagen 
des Beteiligungsrechts in Betracht kommen. Darüber hinaus spricht einiges dafür, zumindest betroffenen 
Unternehmern ein Klagerecht im Einzelfall bei (negativer) Betroffenheit zuzugestehen. Ein gesetzlich gesi-
chertes Klagerecht haben allerdings nur Behindertenverbände auf der Grundlage des § 12 des Gesetzes zur 
Gleichstellung behinderter Menschen (BGG).

Eine landesrechtliche Ausgestaltung des Verfahrens, der Beteiligungsrechte und der Inhalte von Nahver-
kehrsplänen dürfte angesichts der wenig konkreten Regelungen des § 8 Abs.3 PBefG zweckmäßig sein. 
Der letzte Satz der Vorschrift räumt den Ländern ausdrücklich die Regelungskompetenz dafür ein.

•	 Das Verfahren wird häufig ähnlich einem Planfeststellungsverfahren gestaltet, was aber nur bei 
wesentlichen Änderungen der Anlage eines militärischen Flugplatzes und bei Bestehen einer Pflicht 
zur Durchführung einer UVP rechtlich zwingend ist. In Verfahren, die auf Einschränkungen des 
Flugbetriebs gerichtet sind, steht den Betroffenen – meist den Lärmbetroffenen – ein Antragsrecht 
zu. Das Verfahren ist von der Behörde zweckmäßig und zügig durchzuführen.
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3.7 Nahverkehrsbeiräte

Landesrecht sieht teils die Bildung von Nahverkehrsbeiräten vor, denen z.B. in Brandenburg eine den Auf-
gabenträger beratende Funktion zukommt. Die Brandenburger Regelung in § 6 ÖPNVG

„§ 6 ÖPNVG Brandenburg– Nahverkehrsbeiräte 

(1) Bei den Aufgabenträgern gemäß § 3 können Nahverkehrsbeiräte gebildet werden. Sie beraten die 
Aufgabenträger bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Die Nahverkehrsbeiräte können die Organi-
sation der Beteiligung und Anhörung bei der Aufstellung der Nahverkehrspläne gemäß § 8 unterstüt-
zen.

(2) Die Aufgabenträger können die Bildung und Arbeitsweise der Nahverkehrsbeiräte sowie die Mit-
gliedschaft regeln. Bei der Zusammensetzung der Nahverkehrsbeiräte sollen möglichst die Interessen-
vertreter aller am öffentlichen Personennahverkehr Beteiligten berücksichtigt werden.“

macht deutlich, dass die Einrichtung der Nahverkehrsbeiräte freiwillig und die Ausgestaltung ihrer beraten-
den Funktion dem Aufgabenträger überlassen ist. Sie können daher nur dort ein sinnvolles Gremium sein, 
wo der Aufgabenträger ihnen ausreichend Mitspracherechte zugesteht. Rechte können aus einer solchen 
Regelung nicht hergeleitet werden.

In anderen Bundesländern, z.B. Bayern, sind Nahverkehrsbeiräte gesetzlich nicht vorgesehen.

3.8 Städtebaurecht/Bauplanungsrecht

3.8.1 Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan)

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt für das gesamte Gemeindegebiet die beabsichtigte Nutzung in 
Grundzügen dar. Aus dem Plan kann abgelesen werden, wo im Gemeindegebiet Wohnbauflächen, Gewer-
be- und lndustriebauflächen, Grünflächen, Verkehrsflächen usw. vorhanden bzw. zukünftig entwickelbar 
sind. Der Flächennutzungsplan ist verbindlich für Behörden, er hat jedoch keine unmittelbare Rechtswirk-
samkeit für den Bürger. Aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans werden die Bebauungspläne 
abgeleitet. Der Inhalt des Flächennutzungsplans wird in § 5 BauGB geregelt.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans (B-Plans) wird die noch nicht für die Bürgerinnen und Bürger ver-
bindliche Darstellung des Flächennutzungsplans konkretisiert und verbindlich festgesetzt. Der Bebauungs-
plan darf den Inhalten des Flächennutzungsplans nicht widersprechen. Der Bebauungsplan  wird von der 
Gemeinde als Satzung beschlossen. Durch den Plan und textliche Festsetzungen wird festgesetzt, welche 
Nutzung auf den einzelnen Grundstücken zulässig ist. Die Festsetzungsmöglichkeiten sind (abschließend) 
in § 9 BauGB angegeben. Aus dem Plan kann regelmäßig abgelesen werden, welche Nutzungsart, welche 
Geschossigkeit, welche Bebauungsdichte und welches Überbauungsmaß für die einzelnen Grundstücke 
festgesetzt sind. Darüber hinaus kann die durch Baulinien und Baugrenzen definierte Bebauungsform 
dargestellt werden. Der Bebauungsplan kann Flächen für Sport- und Spielanlagen, Verkehrsflächen und 
Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (z.B. Grünflächen), festlegen. Die Festsetzungen des 
Plans sind für den Grundstückseigentümer rechtsverbindlich. Er ist Grundlage für die Erteilung von Bau-
genehmigungen im Baugenehmigungsverfahren. Der Bebauungsplan ist grundsätzlich eine Angebotspla-
nung. Er lässt offen, wann die zulässige Bebauung realisiert wird und ob die Nutzungsmöglichkeiten voll 
ausgeschöpft werden. Es gibt aber auch vorhabenbezogene Bebauungspläne, die eigens zur Schaffung 
der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung bestimmter Vorhaben (etwa eines sonst nicht 
zulässigen Einkaufszentrums) erstellt werden.

3.8.2 Verfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung

Das Verfahren der Bauleitplanung beginnt mit dem ortsüblich bekannt zu machenden Aufstellungsbe-
schluss.
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Möglichst frühzeitig im Planungsprozess ist die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
zu informieren. Ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben (vgl. § 3 Abs.1 BauGB). Genau-
ere Anforderungen, wie etwa öffentliche Auslegung, Fristen etc. sind in diesem Verfahrensstadium noch 
nicht vorgegeben.

Das ändert sich mit der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs.2 BauGB. Dabei sind der Plan mit Begrün-
dung und dem Umweltbericht für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist min-
destens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Wesentliche bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen von bereits zuvor beteiligten Behörden sind mit auszulegen. 

Auch im Bauleitplanverfahren gibt es Ausschlussfristen. Hat die Gemeinde die Auslegung und auch den 
möglichen Ausschluss nicht oder nicht rechtzeitig eingereichter Einwendungen richtig bekannt gemacht, 
kann sie nicht oder nicht rechtzeitig eingereichte Einwendungen unberücksichtigt lassen. Eine Klage bei 
Gericht, die sogen. Normenkontrollklage, kann nicht auf solche Einwendungen gestützt werden, die nicht 
oder nicht rechtzeitig erhoben wurden.

Die Vorschriften über die Öffentlichkeitsbeteiligung dienen insbesondere der vollständigen Ermittlung und 
zutreffenden Bewertung der von der Planung berührten Belange.

In der folgenden Übersicht wird der Verfahrensablauf im Regelverfahren für Flächennutzungsplan und 
Bebauungsplan dargestellt. Teils anderen inhaltlichen und verfahrensrechtlichen Vorgaben unterliegen vor-
habenbezogene Bebauungspläne (§ 12 BauGB), Bebauungspläne im vereinfachten Verfahren (§ 13 BauGB) 
und Bebauungspläne der Innenentwicklung (§ 13a BauGB).

Planungsablauf in der Bauleitplanung (Regelablauf)

FNP B-Plan

Aufstellungsbeschluss: § 2 Abs. 1 BauGB

Ortsübliche Bekanntmachung

§ 2 Abs. 1 BauGB

(In der regionalen Presse, Gemeindeanzeiger, bzw. 
am „Schwarzen Brett“ wird der Aufstellungsbe-
schluss veröffentlicht)

Erarbeitung des Vorentwurfes

Vorgezogene Öffentlichkeitsbeteiligung

§§ 3 Abs. 1, 4 a BauGB

(die Öffentlichkeit ist von der Planung zu unter-
richten und es ist ihr Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung zu geben)

Beteiligung der Behörden

§§ 4 Abs. 1, 4a  BauGB
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3.8.3 Rechtsschutz

Rechtsschutz gegen Bauleitpläne bietet das Normenkontrolle genannte gerichtliche Verfahren. Ein Vor-
verfahren wie das Widerspruchsverfahren gegen einen Verwaltungsakt ist nicht vorgesehen. Allerdings 
müssen bestimmte Verfahrens-, Form- und Abwägungsmängel nach § 215 BauGB innerhalb eines Jahres 
gegenüber der Gemeinde gerügt werden. 

Erarbeitung des Entwurfes und Abwägung

(Aus Vorentwurf und den Ergebnissen der Betei-
ligung der Bürger und der TÖB wird ein erster 
Entwurf für den Plan erstellt)

einschließlich Erläute-
rungs- und Umweltbe-
richt

einschließlich Erläute-
rungs- und Umweltbe-
richt

Offenlegungsbeschluss, Ortsübliche Bekanntma-
chung

(Die Gemeinde beschließt die öffentliche Ausle-
gung des Planentwurfes)

Förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung (Öffentliche 
Auslegung)

§ 3 Abs. 2 BauGB

(Der Planentwurf ist für einen Monat öffentlich 
mitsamt wesentlicher bereits vorliegender um-
weltbezogener Stellungnahmen einsehbar und den 
Bürgern ist die Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben)

Beteiligung der Behörden

§ 4 BauGB

(Den TÖB ist i.d.R. 1 Monat lang die Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben)

Beschluss über die Stellungnahmen

(bei Änderungen und Ergänzungen

erneute öffentliche Auslegung und ff.)

Information über die Abwägung/über die Behand-
lung der Stellungnahmen

(ggf. öffentliche Bekanntmachung)

Beschluss der Gemeinde über den FNP Beschluss des B-Plans als Satzung

§10 Abs. 1 BauGB

Mit der ortsüblichen Bekanntmachung wird der 
FNP wirksam, § 6 Abs. 5 BauGB

Mit der ortsüblichen Bekanntmachung wird der B-
Plan rechtsverbindlich, § 10 Abs. 3 BauGB

Anpassungspflicht für die beteiligten öffentlichen 
Planungsträger, § 7 BauGB

Gegebenenfalls Darstellung und Ergänzung eines 
Sozialplanes, § 180 BauGB
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Das Normenkontrollverfahren wird vor dem Oberverwaltungsgericht/Verwaltungsgerichtshof geführt und 
unterliegt dem Anwaltszwang. Der Antrag muss daher vom Anwalt bei Gericht eingereicht und begründet 
werden. Der Antrag muss innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Bauleitplans gestellt werden.

Zu beachten ist, dass eine Klage unzulässig ist, mit der nur Einwendungen geltend gemacht werden, die 
innerhalb der Auslegungsfrist nicht vorgetragen wurden (vgl. § 47 Abs.2a BauGB).

3.9 Maßnahmen des besonderen Städtebaurechts

Im zweiten Kapitel des BauGB, der mit besonderes Städtebaurecht überschrieben ist, sind eine Reihe 
städtebaulicher Maßnahmen und Planungen geregelt, die der Lösung komplexer städtebaulicher Probleme 
dienen. Zu ihnen gehören:

•	 die städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen,

•	 die städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen,

•	 die Stadtumbaumaßnahmen,

•	 Maßnahmen der Sozialen Stadt,

•	 die Erhaltungssatzungen (zu denen auch die aktuell viel diskutierten Milieuschutzsatzungen gehören)

Städtebauliche Entwicklungskonzepte sind die als Hintergrund für städtebauliche Maßnahmen erforderli-
chen Konzepte.

Die Maßnahmen unterscheiden sich in Anlass, Zielen, Zwecken und einzusetzenden Mitteln. Die städte-
bauliche Sanierungsmaßnahme dient der Behebung städtebaulicher Funktions- oder Substanzschwächen 
insbesondere in bebauten Gebieten. Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme dient der Neuentwicklung 
bzw. Neuordnung eines Gebiets mit Hilfe des sogen. Durchgangserwerbs durch die Kommune. Durch 
Stadtumbaumaßnahmen sollen in von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betroffenen Gebie-
ten Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen durchgeführt werden. Maßnah-
men der Sozialen Stadt sind Maßnahmen zur Stabilisierung und Aufwertung von durch soziale Missstände 
benachteiligten Ortsteilen, in denen ein besonderer Entwicklungsbedarf besteht. Erhaltungssatzungen 
dienen entweder dem Erhalt eines besonders schützenswerten Ortsbildes oder als Milieuschutzsatzung 
dem Erhalt der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung.

3.10.1 Verfahren

Das Verfahren beginnt bei allen Maßnahmen des besonderen Städtebaurechts mit Voruntersuchungen. 
Bei der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme und der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme werden 
sie vorbereitende Untersuchungen genannt, bei Maßnahmen des Stadtumbaus und der Sozialen Stadt 
Stadtentwicklungskonzepte. Bei Erhaltungs-/Milieuschutzsatzungen sind sie nicht gesetzlich vorgegeben. 
Städtebauliche Grundlagenuntersuchungen sind aber auch hier regelmäßig Voraussetzung für die Festle-
gung der Gebiete.

Die von städtebaulichen Maßnahmen betroffenen Gebiete werden regelmäßig durch Satzung (bei Stadt-
umbaumaßnahmen und Maßnahmen der Sozialen Stadt teils auch durch einfachen Beschluss der Gemein-
de) festgelegt. Die Umsetzung erfolgt dann durch verschiedene städtebauliche Maßnahmen, angefangen 
von der Beratung und Unterstützung, über die Kontrollen durch besondere städtebauliche Genehmigun-
gen bis hin zu Grunderwerb und Enteignung. Gemeinsam ist den städtebaulichen Maßnahmen, dass die 
Umsetzung von der laufenden Fortschreibung der zugrunde liegenden städtebaulichen Konzepte begleitet 
wird.

3.9.2 Beteiligung

Die Beteiligung ist integrierter Bestandteil der Verfahren. Sie ist keine allgemeine Öffentlichkeitsbeteiligung, 
sondern Betroffenenbeteiligung. Nur wenn im Rahmen städtebaulicher Maßnahmen Bebauungspläne 
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aufgestellt werden, gelten dafür die schon geschilderten Vorgaben für  die Öffentlichkeitsbeteiligung. Die 
Vorschriften zu den einzelnen städtebaulichen Maßnahmen verweisen hinsichtlich der Beteiligung auf die 
Regelungen zur städtebaulichen Sanierungsmaßnahme in §§ 137 bis 139 BauGB. In § 137 BauGB wird mit 
einer „Soll“-Formulierung eine Regel-Pflicht zur möglichst frühzeitigen Erörterung mit den Eigentümern, 
Mietern, Pächtern und sonstigen Betroffenen statuiert. Die Betroffenen sollen zur Mitwirkung angeregt 
und beraten werden. § 138 BauGB sieht Auskunftspflichten der Betroffenen vor. § 139 BauGB regelt die 
Beteiligung und Mitwirkung betroffener öffentlicher Aufgabenträger.

Gemeinsam ist den Beteiligungsvorschriften, dass sie keine verbindlichen Vorgaben enthalten. Weder ist 
vorgegeben, welche Informationen den Betroffenen zur Beteiligung zugänglich zu machen sind, noch gibt 
es verbindliche Verfahrens- und Formvorgaben. Die Anforderungen an die Beteiligung der Betroffenen 
richten sich vielmehr nach allgemeinen Rechtmäßigkeits- und besonders Verhältnismäßigkeitserwägungen. 
Das bedeutet allerdings nicht, dass die Beteiligung nicht ernst zu nehmen wäre. Sie ist zum einen unver-
zichtbarer integrierter Bestandteil jeder Maßnahme des besonderen Städtebaurechts. Mängel in der Beteili-
gung führen auch immer wieder zu einer nicht ausreichenden Erfassung und Bewertung der Interessen und 
Mitwirkungsbereitschaft der Betroffenen. Das wiederum führt häufiger zu Abwägungsmängeln, die auch 
zur Aufhebung der Satzung für eine städtebauliche Maßnahme führen können. Mängel der Beteiligung 
schlagen hier durchaus auch in der Praxis häufiger auf das Ergebnis durch und machen eine städtebauliche 
Maßnahme zunichte.

3.9.3 Rechtsschutz

Rechtsschutz ist bei städtebaulichen Maßnahmen zum einen als direkter Rechtsschutz gegen die Satzungen 
etwa für eine städtebauliche Sanierungsmaßnahme oder für eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
im Wege der bereits oben zur Bauleitplanung geschilderten Normenkontrolle möglich. Die Ausführungen 
dort gelten hier entsprechend.

Rechtsschutz ist aber auch gegen einzelne Maßnahmen zur Umsetzung städtebaulicher gesamtmaßnah-
men denkbar. Wird eine sanierungsrechtliche Genehmigung nicht erteilt, kann der Antragsteller dagegen 
klagen. Wird ein städtebauliches Gebot erlassen, kann der Betroffene (insbesondere der Eigentümer) 
dagegen klagen. Werden Ausgleichsbeträge erhoben, können die Betroffenen gegen die Bescheide klagen. 
Regelmäßig erfolgt in diesen Klageverfahren eine sogenannte Inzident-Prüfung auch der städtebauliche 
Maßnahme. Oft ist als Vorverfahren ein Widerspruchsverfahren durchzuführen.

3.10 Immissionsschutzrechtliche Verfahren

Bestimmte Anlagen, die schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen können oder in anderer Weise die 
Allgemeinheit gefährden oder erheblich belästigen, benötigen für ihre Errichtung und den Betrieb eine 
Genehmigung nach den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 4 BImSchG). Neben immis-
sionschutzrechtlichen Belangen wird im Genehmigungsverfahren geprüft, ob andere öffentlich-rechtliche 
Vorschriften (z.B. Naturschutzrecht) Beachtung finden. Welche Anlagen im speziellen einer Genehmigung 
nach BImSchG bedürfen, wird in der 4. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) aufgeführt; dies 
sind zum Beispiel: 

immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen nach der 4.BImSchV (Anhang I) sind 
etwa

•	 Kraftwerke, Heizkraftwerke

•	 Windparks

•	 Steinbrüche > 10 ha,

•	 Schredderanlagen

•	 Anlagen für Bau und Instandhaltung von Fahrzeugen und Flugzeugen
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3.10.1 Verfahren

Der Ablauf des Genehmigungsverfahrens wird in der 9. BImSchV geregelt (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren). § 19 BImSchG ermöglicht bei bestimmten Anlagen die Durchführung eines vereinfachten 
Verfahrens. Für welche Anlagen das normale und für welche das vereinfachte Verfahren durchgeführt 
wird, ist ebenfalls in der 4. BImSchV aufgeführt.

Im Überblick lässt sich das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren wie folgt darstellen:

Verfahrensablauf eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG und 9. BImSchV

•	 größere Massentierhaltungsanlagen 

•	 Raffinerien, Brauereien etc.

•	 Müllverbrennungsanlagen

•	 größere Kompostanlagen

•	 Renn- oder Teststrecken für Kraftfahrzeuge

•	 Schiessanlagen

•	 und andere (siehe im Einzelnen Anhang I zur 4.BImSchV)

Genehmigungsverfahren und vereinfachtes Verfahren n. Anh. I zur 4.BImSchV 

10.17 Renn- oder Teststrecken für Kraftfahrzeuge

10.17.1 als ständieg Anlagen G

10.17.2 zur Übung oder Ausübung des Motorsports an fünf Tagen oder mehr 
je Jahr,…

V

G = Genehmigungsverfahren  V = vereinfachtes Verfahren

Verfahrensschritte

1
Antragstellung bei der Genehmigungsbehörde; Klärung des Umfangs der Antragsunterla-
gen, Beratung des Antragstellers durch die Genehmigungsbehörde (§ 2 der 9. BImSchV)

2
Umfang und Inhalt der Antragsunterlagen: Alles, was zur Prüfung der Genehmigungsvor-
aussetzungen erforderlich ist, auch alle naturschutzrelevanten Unterlagen (§ 4 und §§ 4a-e 
der 9. BImSchV)

3
Scoping-Termin, bei UVP-pflichtigen Anlagen; Behörde kann Sachverständige und Dritte 
hinzuziehen (§ 2a der 9. BImSchV)

4
Überprüfung der Vollständigkeit der Unterlagen durch die zuständige Behörde (§ 7 der 9. 
BImSchV)

5

Bekanntmachung des Vorhabens: Amtliches Veröffentlichungsblatt und örtliche Tages-
zeitungen (§ 8 der 9. BImSchV). Hinweis auf Ort und Zeit, wo und wann die Unterlagen 
einzusehen sind; Hinweis auf Einwendungsmöglichkeiten innerhalb der Einwendungsfrist; 
Hinweis auf Erörterungstermin

6
Auslegung der Unterlagen bei der Genehmigungsbehörde und an einer Stelle in der Nähe 
des Vorhabenstandortes; Einsicht während der Dienststunden (§ 10 der 9. BImSchV)
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3.10.2 Öffentlichkeitsbeteiligung

Für die Öffentlichkeitsbeteiligung enthält § 10 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Absät-
zen 3 und 4 recht detaillierte Vorgaben, die sich von denen anderer Fachgesetze und des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes teils unterscheiden. § 10 Abs.3 gibt vor:

„(3) 1Sind die Unterlagen des Antragstellers vollständig, so hat die zuständige Behörde das Vorha-
ben in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem entweder im Internet oder in örtlichen 
Tageszeitungen, die im Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, öffentlich bekannt zu 
machen. 2Der Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen, mit Ausnahme der Unterla-
gen nach Absatz 2 Satz 1, sowie die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der 
Behörde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, sind nach der Bekanntmachung einen Mo-
nat zur Einsicht auszulegen. 3Weitere Informationen, die für die Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens von Bedeutung sein können und die der zuständigen Behörde erst nach Beginn der 
Auslegung vorliegen, sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen über den Zugang zu Umwel-
tinformationen zugänglich zu machen. 4Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die 
Öffentlichkeit gegenüber der zuständigen Behörde schriftlich Einwendungen erheben. 5Mit Ablauf 
der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen.“

§ 10 Abs.4 gibt vor, was im Einzelnen Gegenstand der Bekanntmachung sein muss.

Der Ausschluss nicht oder nicht rechtzeitig vorgetragener Einwendungen gilt danach auch im immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. Die Einwendungsfrist ist vergleichbar dem Planfeststellungsver-
fahren. Eine Erörterung kann stattfinden, muss aber nicht. Neben den Vorgaben des BImSchG können bei 
Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, auch die 
Vorgaben des UVPG (s. dazu oben) zur Anwendung kommen.

3.10.3 Rechtsschutz

Der Antragsteller im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren kann gegen die Ablehnung 
einer Genehmigung oder nach seiner Auffassung zu strenge Auflagen Widerspruch einlegen und klagen. 
Die Anwohner können gegen eine Genehmigung oder auf zusätzliche Schutzauflagen zu ihren Gunsten 
klagen. Auch sie müssen in vielen Fällen zuvor Widerspruch einlegen. Sofern eine Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, sind auch anerkannte Umweltvereinigungen klageberechtigt.

Zu beachten sind hier die Ausführungen oben zur Klagebefugnis und zum Ausschluss nicht oder nicht 
rechtzeitig erhobener Einwendungen.

7 Gleichzeitige Beteiligung anderer Behörden (§ 11 der 9. BImSchV)

8
Erhebung von Einwendungen innerhalb der Einwendungsfrist (bis zwei Wochen nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist, also ein Monat und zwei Wochen, siehe § 10 Abs. 3 BImSchG)

9
Erörterungstermin: Nicht öffentlich, Teilnahmerecht für alle Einwender, Behörde kann aber 
weitere Personen und auch die Öffentlichkeit (Presse etc.) zulassen

10

Genehmigungsentscheidung; Zustellung des Genehmigungsbescheids auch durch öf-
fentliche Bekanntmachung möglich (bei größeren Vorhaben der Regelfall). Achtung: Ab 
ordnungsgemäßer Bekanntmachung und zweiwöchiger Auslegung des Genehmigungsbe-
scheids beginnt die Rechtsmittelfrist (1 Monat) für den Widerspruch zu laufen.
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Sowohl die Frage, ob ein Widerspruchsverfahren durchzuführen ist, wie auch die Frage, vor welchem 
Gericht Klage zu erheben ist, ist je nach zugelassenem Anlagentyp und zuständiger Genehmigungsbehörde 
unterschiedlich zu beantworten.

3.11 Raumordnungsplanung und Raumordnungsverfahren

Im Bereich der Raumordnung ist zu unterscheiden zwischen den Verfahren zur Aufstellung von Raum-
ordnungsplänen, in denen allgemein die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 
für Bund, Land oder Region festgesetzt werden, einerseits und andererseits den bereits auf ein konkretes 
Vorhaben bezogenen Raumordnungsverfahren.

3.11.1 Raumordnungsplanung – Verfahren und Beteiligung

Zur Aufstellung von Raumordnungsplänen enthält das Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes bereits all-
gemeine Vorgaben, die in den Landesplanungsgesetzen der einzelnen Länder noch ausgestaltet sind. Auch 
die Ausgestaltung der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt in den Landesplanungsgesetzen und ist dort im 
Einzelfall nachzuvollziehen. Bereits das ROG gibt aber bundeseinheitlich vor, dass eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung stattzufinden hat und dass eine Umweltprüfung durchzuführen ist, deren Mindestinhalt in Anlage 1 
zum ROG vorgegeben ist. Der bundeseinheitliche Ablauf lässt sich wie folgt darstellen:

3.11.2 Rechtsschutz

Gegen Raumordnungspläne können sich in ihren eigenen Rechten Betroffene im Wege der sogenannten 
Normenkontrollklage zur Wehr setzen. Da die Planung regelmäßig großräumig ist, ist die Anzahl Betroffe-
ner allerdings eher gering. Regelmäßig werden die Regionalpläne für die Steuerung der Windenergie vor 
Gericht angefochten, da sie sogen. Eignungsgebiete festlegen mit der Folge, dass nur in diesen Gebieten 
Windkraftanlagen errichtet werden dürfen, außerhalb der Gebiete aber die Errichtung von Windkraftan-
lagen ausgeschlossen ist. Durch eine derartige Festsetzung sind dann sowohl die Grundstückseigentümer 
betroffen, auf deren Flächen keine Windkraftanlagen errichtet werden dürfen als auch die Unternehmen, 
die Windkraftanlagen errichten und denen damit potentielle Standorte genommen werden.

3.11.3 Raumordnungsverfahren

Das Raumordnungsverfahren ist ein vorhabenbezogenes Verfahren, eine raumordnerische Vorprüfung für 
ein raumbedeutsames bzw. überörtlich bedeutsames Vorhaben.

Raumbedeutsame bzw. überörtlich bedeutsame Vorhaben sind in der Raumordnungsverordnung (RoV) des 
Bundes näher bestimmt und teilweise zusätzlich in den landesplanerischen Regelungen der Bundesländer. 
Dazu gehören beispielsweise:

Erstellen der Planunterlagen

Beteiligung der Öffentlichkeit und öffentlicher Stellen

Auslegung der Planunterlagen mind. 
1 Monat

Bekanntmachung der Auslegung 
mind. 1 Woche vorher

Gelegenheit zur Stellungnahme

Abwägung/Festsetzung/Bekanntmachung

Einbeziehung der Umweltbelange und 
Stellungnahmen

Raumordnerische Abwägung Bekanntmachung, Bereithalten zur 
Einsicht

Entwurf BegründungEntwurf des Raumordnungsplans Entwurf Umweltbericht
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•	 Kraftwerke,

•	 große Biogasanlagen,

•	 große Massentierhaltungen,

•	 große Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungsanlagen,

•	 viele andere Industrieanlagen (siehe im Einzelnen: Anlage 1 zum UVPG Nr.1 bis 10),

•	 planfeststellungspflichtige Anlagen zur Endlagerung von Atommüll,

•	 Abfalldeponien,

•	 bestimmte Abwasserbehandlungs- und Rohrleitungsanlagen,

•	 panfeststellungspflichtige Gewässerausbauten, Häfen, Deich- und Dammbauten,

•	 Bau einer Bundesfernstraße,

•	 Bau und wesentliche Änderung von Schienenstrecken, Rangierbahnhöfen, Umschlagseinrichtungen für 
den kombinierten Verkehr,

•	 Aus- und Neubau von Bundeswasserstraßen,

•	 Anlage und wesentliche Änderung von planfeststellungspflichtigen Flugplätzen,

•	 Errichtung von Hochspannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 110 kV oder mehr und von 
Gasleitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 mm;

•	 Errichtung von Feriendörfern, Hotelkomplexen und sonstigen großen Einrichtungen für die Ferien- und 
Fremdenbeherbergung sowie von großen Freizeitanlagen;

•	 planfeststellungspflichtige bergbauliche Vorhaben, 

•	 andere als bergbauliche Vorhaben zum Abbau von oberflächennahen Rohstoffen mit einer vom Vorha-
ben beanspruchten Gesamtfläche von 10 ha oder mehr;

•	 Errichtung von Einkaufszentren, großflächigen Einzelhandelsbetrieben und sonstigen großflächigen 
Handelsbetrieben.

3.11.4 Verfahren und Beteiligung

Für diese Vorhaben ist grundsätzlich ein Raumordnungsverfahren durchzuführen, für das § 15 des Raum-
ordnungsgesetzes wesentliche bundesrechtliche Vorgaben enthält. Ist sichergestellt, dass die Raumverträg-
lichkeit anderweitig geprüft wird, kann von der Durchführung eines Raumordnungsverfahrens abgesehen 
werden. Die Öffentlichkeit „kann“ nach § 15 Abs.3 Satz 3 ROG in ein Raumordnungsverfahren einbe-
zogen werden. Landesrechtliche Regelungen sehen eine Öffentlichkeitsbeteiligung in jedem Fall vor. Der 
grobe Ablauf eines Raumordnungsverfahrens lässt sich wie folgt darstellen:

Vorphase

Raumordnungsverfahren

Abschluss

im Zulassungsverfahren zu berücksichtigenlandesplanerische Beurteilung mit Maßgaben

Prüfung der Erforderlichkeit eines 
Raumordnunsgverfahrens

Antrag Antragskonferenz Erarbeitung der Verfahrens-
unterlagen

BeteiligungEinleitung Auswertung Erörterung
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3.11.5 Rechtsschutz

Das Raumordnungsverfahren schließt mit einer landesplanerischen Beurteilung ab. Sie ist im Sinne eines 
Fach-Gutachtens oder einer fachlichen Empfehlung im nachfolgenden Zulassungsverfahren für das Vor-
haben zu berücksichtigen. Ihre Inhalte und wesentlichen Aussagen können jedoch auch „weggewogen“ 
werden. Die landesplanerische Beurteilung ist grundsätzlich nicht gerichtlich anfechtbar, da keine verbind-
liche Entscheidung. Ablauf und Ergebnis des Raumordnungsverfahrens wie auch seine Berücksichtigung 
bei der Zulassungsentscheidung sind grundsätzlich nur in einem Klageverfahren gegen die nachfolgende 
Zulassungsentscheidung gerichtlich überprüfbar.
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4. Weitere Instrumente zur Einflussnahme

Neben den oben zunächst allgemein und dann im Zusammenhang beschriebenen Klagemöglichkeiten ste-
hen der interessierten Öffentlichkeit auch noch eine Reihe weiterer Instrumente zur Verfügung, um Einfluss 
in laufenden Planungs- und Zulassungsverfahren auszuüben.

4.1 Widerspruch (förmlicher Rechtsbehelf)

Gegen einen Verwaltungsakt kann in vielen Fällen Widerspruch erhoben werden. Das ist regelmäßig der 
sogenannten Rechtsbehelfsbelehrung zu entnehmen, die ein Verwaltungsakt enthalten muss. Ist eine 
solche vorhanden und korrekt, läuft eine Frist von einem Monat, innerhalb derer der Widerspruch bei der 
zuständigen Behörde eingegangen sein muss. Fehlt die Rechtsbehelfsbelehrung, handelt es sich entweder 
nicht um einen Verwaltungsakt oder die Frist verlängert sich auf ein Jahr. Ein Widerspruch kann nur ge-
gen einen Verwaltungsakt eingelegt werden, der eigene Rechte des/der Widerspruchsführers/in verletzt 
oder verletzen kann. Die Voraussetzungen eines erfolgversprechenden Widerspruchs können hier nicht 
im Einzelnen geschildert werden, weil sie sich nur im Einzelfall beurteilen lassen. Widersprüche können 
kostenpflichtig sein. Ob und in welcher Höhe Kosten entstehen, kann bei der zuständigen Behörde erfragt 
werden.

4.2 Fachaufsichts- und Dienstaufsichtsbeschwerde (formloser Rechtsbehelf)

Bei der Fachaufsichtsbeschwerde kann eine Überprüfung der Zweckmäßigkeit der Entscheidung einer Ver-
waltung veranlasst werden. Sie richtet sich gegen die fachliche Beurteilung der Behörde. Sie wird bei der 
jeweiligen Fachaufsichtsbehörde gestellt, dies ist in der Regel die übergeordneten Behörde/Instanz. 

Die Dienstaufsichtsbeschwerde richtet sich speziell gegen einen bestimmten Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin 
einer Behörde, dessen/deren Verhalten überprüft werden soll. Sie richtet sich also gegen ein persönliches 
Fehlverhalten. Sie wird an den zuständigen Vorgesetzten gerichtet. Mit einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
kann man zwar gegen einen Bearbeiter vorgehen, allerdings wird dadurch nicht die konkrete Entscheidung 
angegriffen; diese hat weiterhin Bestand.

Derartige Beschwerden haben nur selten Erfolg. Ein Grund dafür liegt auch darin, dass die Prüfung be-
hördenintern und aus Behördensicht erfolgt. Die schon im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht vor-
gegebene Pflicht zur Sachaufklärung wird häufig nicht ernst genommen, weitere Ermittlungen über das 
Einholen einer Stellungnahme der betreffenden Mitarbeiter hinaus meist unterlassen. Daher werden diese 
Beschwerden auch häufig mit den drei „F“ tituliert: formlos, fristlos, fruchtlos.

4.3 Klagen nach dem Umweltschadensgesetz

Am 14. November 2007 ist das Umweltschadensgesetz in Kraft getreten. Damit ändern sich die Haftungs-
grundlagen für Unternehmen: Wer bei einer beruflichen Tätigkeit die Umwelt schädigt, muss den Schaden 
auf eigene Kosten beseitigen. Ein Umweltschaden ist insbesondere ein Schaden an Arten, natürlichen Le-
bensräumen, Gewässern oder Boden. Für bestimmte Tätigkeiten -  z. B. Betrieb eines Kraftwerks oder einer 
Abfalldeponie, der Transport von Gefahrgütern auf der Straße oder die Einleitung von Stoffen in Gewäs-
ser - kommt es nicht auf ein Verschulden an. Um gegen Verursacher eines Umweltschadens vorzugehen, 
können sich betroffene Einzelpersonen und Umweltverbände an die Behörden wenden. Auch gerichtliches 
Einschreiten ist möglich. Umweltverbände können Behörden auf Missstände hinweisen und Sanierungs-
verfahren anstoßen. Wie wirksam dieses Instrument ist, wird maßgeblich davon abhängen, wie intensiv 
Verbände und Initiativen davon Gebrauch machen.

4.4 Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

Per Bürgerentscheid können bestimmte Entscheidungen der Gemeinde durch die Bürger gefällt werden, 
d.h. ein Bürgerentscheid kommt einem Beschluss der Gemeindevertretretung oder Stadtverordnetenver-
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sammlung gleich. Um einen Bürgerentscheid zu erwirken, muss zunächst ein Bürgerbegehren durchgeführt 
werden. Je nach Bundesland gelten unterschiedliche Regelungen für Bürgerbegehren und -entscheide. 
Durch das Bürgerbegehren sollen die Einwohner einer Gemeinde bekunden, dass sie einen Bürgerentscheid 
zu einer bestimmten Fragestellung befürworten. Von einem Bürgerbegehren sind jedoch häufig unter an-
derem Bebauungspläne, Flächennutzungspläne und Planfeststellungsverfahren ausgeschlossen.

Die Bundesländer kennen entsprechende Volksbegehren und Volksentscheide auch auf Landesebene mit in 
den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlichen Voraussetzungen. Auf Bundesebene ist dieses direkt-
demokratische Instrument nicht vorgesehen (Ausnahme: Länderneubildung, s. Art. 29 Abs.2 Grundgesetz).

4.5 Petition

Mit einer Petition kann man sich einzeln oder in Gemeinschaft schriftlich mit Anregung, Kritik oder Be-
schwerde an den Bundestag, den Landtag, die gewählten Vertreter der kommunalen Selbstverwaltungs-
körperschaften (Städte und Gemeinden, Landkreise und kreisfreie Städte) und jede sonstige staatliche oder 
kommunale Stelle wenden. Zuvor sollte geklärt sein, welches Parlament für das Anliegen tatsächlich eine 
Entscheidungskompetenz hat. Beispielsweise gehört eine Petition zu einer Bundeswasserstraßenplanung 
in den Petitionsausschuss des Bundestages und die Petition zur Planung einer Landesstraße in den Petiti-
onsausschuss des Landtages. Das Petitionsrecht ist ein verfassungsrechtlich geschütztes Recht (Art. 17 GG 
und entsprechende Regelungen in den Landesverfassungen). Über Petitionen entscheiden die Petitions-
ausschüsse der Parlamente, d.h. des Bundestages, des Landtages, des Kreistages oder der Gemeindevertre-
tung. Besonders bürgerfreundlich sind Petitionen an den Bundestag. Sie können per Mail gestellt werden. 
Über den Stand der Bearbeitung und andere Petitionen informiert die Internetseite des Bundestages. Die 
Möglichkeit der Petition besteht auch auf Ebene des EU-Parlaments.

4.6 Beschwerde wegen Verletzung von EU-Naturschutzrecht

Wenn schwerwiegende Bedenken gegen Vorhaben bestehen, die FFH- und Vogelschutzgebiete beein-
trächtigen, haben Bürgerinnen und Bürger wie auch Vereine die Möglichkeit eine Beschwerde an die 
zuständige EU-Kommission zu richten. Dafür existiert ein Formular, für dessen Ausfüllung detaillierte natur-
schutzfachliche Kenntnisse vorhanden sein sollten. Es ist auf den Internetseiten der EU-Kommission und bei 
den anerkannten Naturschutzverbänden erhältlich. 

Beachtet werden muss, dass Beschwerden gegen Absichten und unvollendete Planungen in der Regel nur 
formell bearbeitet werden. Beschwerden gegen formelle Beschlüsse – beispielsweise das Baurecht für eine 
Straße – können theoretisch jedoch bis zu einem Verfahren der EU gegen die entsprechende Körperschaft 
führen.

Zahlreiche Beschwerdeverfahren liegen auch in anderen als naturschutzrechtlichen Bereichen vor. So führt 
die EU-Kommission auf Anregung aus Beschwerden etwa zahlreiche Verfahren wegen evtl. unzulässiger 
Beihilfen an Flugplätze. 

4.7 Strafanzeigen

Besteht der Verdacht einer Straftat, kann auch eine Strafanzeige gestellt werden. Sie kann an Polizei oder 
Staatsanwaltschaft gerichtet werden. Die Polizei sieht regelmäßig auch bereits das Formulieren von Anzei-
gen über Formulare im Internet vor.

Straftaten können im Zusammenhang mit Planungs- und Genehmigungsverfahren beispielsweise die 
Urkundenunterdrückung sein, wenn sich bei der Einsicht in Verwaltungsvorgänge herausstellt, dass Schrift-
stücke, nach denen gefragt wurde, aus den Akten entfernt wurden. Vielfach kommt auch der Verdacht der 
Vorteilsnahme oder Bestechlichkeit auf – oft zu Recht, wie eine nicht unerhebliche Zahl geklärter Fälle und 
Anklagen in diesem Bereich zeigen.
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Auch kommen immer wieder Fälle vor, in denen Personen oder Gesellschaften (weitere) Anlagen planen 
und genehmigen lassen wollen, obwohl sie in der Vergangenheit Umweltstraftaten, wie illegale Müllent-
sorgung, Zerstörung von Schutzgebieten u.a. begangen haben.

In derartigen Fällen könne und sollten die Betroffenen Strafanzeigen stellen. Sie müssen dabei darauf ach-
ten, nur Tatsachen zu schildern und niemanden unbegründet zu verdächtigen.
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Auf reibungslosen Autoverkehr konzentrie-
ren. Steuergelder für prestigeträchtige Groß-
projekte verschwenden. Klimaschonende 
Mobilität vernachlässigen. Das ist kurz ge-
dachte Verkehrspolitik von gestern.

Ein sinnvolles und konfliktfreies Miteinan-
der der verschiedenen Verkehrsmittel för-
dern. Ein kundenfreundliches, ausgereiftes 
Bus- und Bahnangebot fordern. Sich für 
Fußgängerinnen und Radfahrer starkmachen. 
Das ist sinnvolle Mobilitätspolitik von heute 
und für die Zukunft.

Der VCD macht sich seit 1986 als gemein-
nützige Organisation stark für eine umwelt-
verträgliche, sichere und gesunde Mobilität. 
Wir kämpfen auf politischer Ebene. Und wir 
helfen Verbraucherinnen und Verbrauchern.

55 000 Mitglieder und Förderer unterstüt-
zen unsere Arbeit und profitieren von dem 
umfangreichen Service, den wir ihnen bieten. 
Bei uns sind alle umweltbewusst und clever 
mobile Menschen gut aufgehoben.

VCD – der ökologische 
Verkehrsclub.

Verkehrsclub Deutschland e.V. (VCD)
Wallstraße 58 – 10179 Berlin
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